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Vorbemerkung

Die Stadt Wuppertal hat als 6ffentliche Auftraggeberin bei der Beschaffung von Liefer-, Dienst- und
Bauleistungen sowie bei der Erteilung von Konzessionen die einschlagigen Vorschriften des Haushalts-
und Vergabewesens zu beachten. Die damit verbundene Formstrenge soll eine bestmogliche Rechts-
und Verfahrenssicherheit fiir Vergaben bei der Stadt Wuppertal gewahrleisten.

GemaR § 2i.V.m. § 4 LGG haben die Verwaltungen der Gemeinden und Gemeindeverbande die sprach-
liche Gleichbehandlung von Frauen und Mannern zu beachten. Die Stadt Wuppertal verwendet daher
in dieser Dienstanweisung geschlechtsneutrale Personenbezeichnungen. Sofern es diese im Einzelfall
nicht gibt, wird die weibliche und die mannliche Sprachform verwendet.

Diese Dienstanweisung soll sicherstellen, dass alle Vergabeverfahren bei der Stadt Wuppertal recht-
maRig und einheitlich, diskriminierungsfrei, transparent und im Sinne einer wirtschaftlichen und spar-
samen Haushaltsfiihrung sowie entsprechend den vergaberechtlichen Grundlagen abgewickelt wer-
den. Sie soll Bewerbende und Bietende vor wettbewerbsverfilschenden Manipulationen und die
Auftraggebenden vor ungerechtfertigten Vorhaltungen der Bietenden schiitzen und insbesondere
auch der Korruptionsbekampfung dienen.

Die Regelungen dieser Dienstanweisung gelten entsprechend auch fiir Vergabeverfahren oberhalb der
EU-Schwellenwerte, soweit einzelne Vorschriften des GWB, der VgV sowie der VOB/A EU dem nicht
entgegenstehen.

Die in dieser Dienstanweisung genannten Wertgrenzen oder Schwellenwerte verstehen sich als Netto-

Betrage.
1. Geltungsbereich
1.1. Die Dienstanweisung ist fur alle Leistungseinheiten der Stadt Wuppertal eine verbindliche

Handlungsgrundlage und gilt fiir alle Liefer!-, Dienst- und Bauleistungen sowie fiir die Ertei-
lung von Konzessionen, die die Stadt Wuppertal vergibt.

1.2. Im Interesse einer einheitlichen Verwaltungsfiihrung gilt diese Dienstanweisung gemal § 6
Abs. 2 EigVO NRW auch fiir Sondervermégen der Stadt Wuppertal nach § 107 Abs. 2 GO
NRW.

1.3. Flr die Durchfiihrung einer BeschaffungsmalRnahme gelten ohne Riicksicht auf die Herkunft

der Finanzierungsmittel die normierten Vergabebestimmungen der Europaischen Union,
des Bundes und des Landes Nordrhein-Westfalen in den jeweils gliltigen Fassungen sowie
die erganzenden Regelungen dieser Dienstanweisung.

1.4. Bei der Vergabe von Lieferungen oder Leistungen, die mit Mitteln der Europaischen Union,
des Bundes bzw. des Landes oder sonstigen Fordermitteln geférdert werden, sind vorrangig
die Nebenbestimmungen des jeweiligen Bewilligungsbescheides mallgebend.

1 Hierzu zdhlen auch die freiberuflichen Leistungen.
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2. Rechtliche Grundlagen

2.1. Flr Vergaben sind im Wesentlichen die nachfolgend aufgefiihrten Vorschriften in der je-

weils gliltigen Fassung anzuwenden:

2.1.1.  Vergabe oberhalb der EU-Schwellenwerte

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB)

Verordnung Uber die Vergabe 6ffentlicher Auftrage (Vergabeverordnung — VgV)
Vergabebestimmungen im Anwendungsbereich der Richtlinie 2014/24/EU (VOB/A - EU)
Verordnung lber die Vergabe von Konzessionen (KonzVgV)

Verordnung Uber die Vergabe von 6ffentlichen Auftragen im Bereich des Verkehrs, der
Trinkwasserverordnung und der Energieversorgung (SektVO)

2.1.2.  Vergabe unterhalb der EU-Schwellenwerte

Vergabegrundsatze fliir Gemeinden nach § 26 Kommunalhaushaltsverordnung NRW
(Kommunale Vergabegrundsatze)

Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)

Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistungen (VOB)

Tariftreue- und Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen (TVgG NRW)

Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
Kommunalhaushaltsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (KomHVO NRW)
Gesetz Uber die formliche Verpflichtung nichtbeamteter Personen (Verpflichtungsge-
setz)

Gesetz zur Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegaler Beschéaftigung (SchwarzArbG)
Gesetz Uber zwingende Arbeitsbedingungen flr grenziiberschreitend entsandte und fir
regelmaRig im Inland beschaftigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen (AentG)
Gesetz zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns (MilLoG)

Gesetz zur Verbesserung der Korruptionsbekampfung (KorruptionsbG)

Gesetz zur Einrichtung und zum Betrieb eines Registers zum Schutz des Wettbewerbs
um o6ffentliche Auftrage und Konzessionen (WRegG)

Gesetz Uber die Beschaffung sauberer StralRenfahrzeuge (SaubFahrzeugBeschG)
Eignungsnachweise durch Praqualifikation bei Beschrankten Ausschreibungen ohne Teil-
nahmewettbewerb und bei Freihdndiger Vergaben (Praqualifikationsrichtlinie)®
Bericksichtigung von Werkstatten fir behinderte Menschen und von Inklusionsbetrie-
ben bei der Vergabe 6ffentlicher Auftrige?

1 Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums fiir Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie, des Ministeriums des Innern, des Mi-
nisteriums der Finanzen und des Ministeriums fiir Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung

2 Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums flr Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie, des Ministeriums fiir Arbeit, Gesundheit
und Soziales, des Ministeriums fir Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung und des Ministeriums der Finanzen
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e EU-Verordnung Uber restriktive MalRnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die
die Lage in der Ukraine destabilisieren, deren Anderung und die ,,Allgemeinen Genehmi-
gung Nr. 31“ zur Vergabe &ffentlicher Auftrdge und Konzessionen?

e Anwendung einer Schutzklausel zur Abwehr von Einfllissen der Scientology- Organisa-
tion und deren Unternehmen bei der Vergabe von o6ffentlichen Auftragen tiber Bera-
tungs- und Schulungsleistungen?

e Honorarordnung fiir Architekten und Ingenieure (HOAI)

e Grundsatze der Pravention (DGUV Regel 100-01) des Spitzenverbandes ,Deutsche Ge-
setzliche Unfallversicherung”

2.2. Zur Sicherstellung einer einheitlichen Verfahrensweise im Vergabeverfahren sind fiir die
Vergaben die Formulare aus dem Vergabe- und Vertragshandbuch des Bundes (VHB), bzw.
e-Forms DE im Ober- und Unterschwellenbereich zu verwenden. Falls erforderlich, passt die
Zentrale Vergabestelle dies auf die Anforderungen der E-Plattform an. Soweit dariber hin-
aus Formulare verwendet werden, sind diese von der Zentralen Vergabestelle im Beneh-
men mit den Hauptbeschaffungsstellen® und den kiinftigen Kompetenzcentern im Sinne der
Ziffer 9.4 zu erstellen.

3. Vergabegrundsatze

3.1. Grundsatz der wirtschaftlichen Haushaltsflihrung

Die Beschaffung von Liefer-, Dienst- und Bauleistungen muss den Grundsatzen einer wirt-
schaftlichen, effizienten und sparsamen Haushaltsfihrung gemaR § 75 GO NRW entsprechen
und die Interessen der Stadt Wuppertal bericksichtigen.

3.2. Haushaltsrechtliche Voraussetzungen

Vergabeverfahren diirfen erst begonnen werden, wenn die haushaltsrechtlichen Vorausset-
zungen vorliegen und die erforderlichen Haushaltsmittel bzw. Verpflichtungsermachtigun-
gen freigegeben sind. Vor einer Ausschreibung bzw. bei Verfahren ohne Ausschreibung vor
der Auftragserteilung hat die Beschaffungsstelle zum Zweck der Haushaltsiiberwachung die
Inanspruchnahme der Mittel (iber das SAP-Verfahren als Obligo zu erfassen.* Fiir stadtische
Sondervermogen gilt dies jeweils entsprechend fiir die dortigen wirtschaftsplanmafigen Vo-
raussetzungen und Budgetiiberwachung im Finanzsystem.

3.3. Wettbewerbsgrundsatz

Liefer-, Dienst- und Bauleistungen sind grundsatzlich im Wettbewerb zwischen mehreren
Bietenden zu vergeben.

1 Verordnung (EU) Nr. 833/2014 (iber restriktive MaBnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisie-
ren, Verordnung (EU) 2022/576 zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 und Bekanntmachung des Bundesamtes fiir Wirtschaft
und Ausfuhrkontrolle (BAFA) der Allgemeinen Genehmigung Nr. 31 (Vergabe 6ffentlicher Auftrage und Konzessionen

2 Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums fur Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie und des Ministeriums des Innern (MBI.
NRW. 2018 S. 504)

3 Ressorts 101, 103, 104, 402, 404, GMW
4 vgl. insbesondere § 24 KomHVO NRW
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Vorrang offener Vergabeverfahren

Der Vergabe von Auftragen muss ein Offenes Verfahren oder ein Nicht-Offenes Verfahren im
Oberschwellenbereich bzw. im Unterschwellenbereich eine Offentliche Ausschreibung oder
eine Beschrankte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb vorausgehen, sofern nicht die
Natur des Geschafts oder besondere Umstdnde eine Ausnahme rechtfertigen (§ 26 Abs. 1
KomHVO NRW). Wenn Ausnahmetatbestdnde vorliegen, kann die Leistung im Oberschwel-
lenbereich im Wege eines Verhandlungsverfahrens oder eines wettbewerblichen Dialogs und
im Unterschwellenbereich im Wege einer Beschrankten Ausschreibung ohne Teilnahmewett-
bewerb, einer Verhandlungsvergabe bzw. Freihandigen Vergabe oder eines Direktauftrages
vergeben werden. Das Vorliegen des jeweiligen Ausnahmetatbestandes im konkreten Einzel-
fallist in der Vergabedokumentation festzuhalten. Mogliche Ausnahmetatbestande ergeben
sich aus den einschlagigen Vergabeverordnungen (VgV, UVgO und VOB/A), den Kommunalen
Vergabegrundsatzen oder dieser Dienstanweisung.

Wirtschaftlichkeitsgrundsatz

Der Zuschlag ist auf das wirtschaftlichste Angebot zu erteilen. Der niedrigste Angebotspreis
allein ist nicht entscheidend.

Transparenzgebot

Die Vergabeverfahren missen in allen Verfahrensschritten nachvollziehbar sein. Die Verfah-
ren sind umfassend zu dokumentieren und in einer Vergabeakte zusammenzufassen.
Gleichbehandlungsgrundsatz

Bei der Vergabe von Auftragen darf kein Unternehmen benachteiligt werden.

Vergabe nur an geeignete Unternehmen

Die Auftragnehmenden sind nach Fachkunde, Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit auszu-
wahlen.

Mittelstandsprinzip und Gebot der Losaufteilung

Bei der Vergabe von Auftragen sind mittelstandische Interessen zu beriicksichtigen (§ 2 Abs.
4 UVgO, § 5 Abs. 2 VOB/A und VOB/A-EU bzw. § 97 Abs. 4 GWB). Mittelstandischen Interes-
sen kann vornehmlich durch Losbildung in Fach- oder Teillose entsprochen werden.

Stiickelungsverbot

Die Wertgrenzen und Schwellenwerte dirfen nicht dadurch umgangen werden, dass ein
sachlich zusammenhangender Bedarf durch getrennte Auftrage geteilt bzw. gestiickelt wird.
Einbeziehung strategischer Ziele

Bei der Beschaffung sind die Qualitat der Leistungen, Innovationen sowie Sozial- und Nach-
haltigkeitskriterien zu berticksichtigen. Die Auftraggebenden konnen in jeder Phase des
Vergabeverfahrens, von der Definition der Leistung liber die Festlegung der Eignungs- und
Zuschlagskriterien bis hin zur Vorgabe von Ausfiihrungsbedingungen, qualitative, soziale,
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innovative sowie nachhaltige Aspekte einbeziehen. Aspekte der Energieeffizienz sind bei al-
len Beschaffungsvorgangen, die energieverbrauchsrelevante Leistungen betreffen, einzube-
ziehen. Ebenfalls sind die Belange von Menschen mit Behinderungen sowie Waren aus fairem
Handel bei der Definition der Leistung zu bericksichtigen.

Wertgrenzen fiir europaweite Vergabeverfahren und nationale Verfahren

Fir alle Auftragsvergaben, die die Schwellenwerte der Europdischen Union erreichen oder
oberhalb liegen, sind die einschldgigen gesetzlichen Regelungen des vierten Teils des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) und die Verordnung tber die Vergabe 6f-
fentlicher Auftrage (VgV) sowie die Vertragsordnung fuir Bauleistungen Abschnitt 2 (VOB/A-
EU) zwingend anzuwenden. Die EU-Schwellenwerte werden alle zwei Jahre von der EU neu
festgesetzt. Die jeweils geltenden EU- Schwellenwerte werden von der Zentralen Vergabe-
stelle im Intranet unter dem Link Verwaltung/Zentrale Vergabestelle/Aktuelles bekannt ge-

macht.

Flr Auftragsvergaben, die unterhalb der EU-Schwellenwerte liegen, sind die Teile A (Ab-
schnitt 1), B und C der Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistungen (VOB), die VOL Teil
B, die Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) sowie die Kommunalen Vergabegrundsatze,
jeweils in der giiltigen Fassung?, anzuwenden.

Unterscheidung VOB- und UVgO-Vergaben

Bei der Abgrenzung zwischen Bauleistungen zu Liefer- und Dienstleistungen sind § 103
GWSB, § 1 VOB/A 2. Abschnitt und §§ 1 und 2 VgV sowie § 1 VOB/A — 1. Abschnitt und § 1
UVgO zu beachten.

Bauauftrage sind Vertrage Uber die Ausflihrung oder die gleichzeitige Planung und Ausfiih-
rung von Bauvorhaben fiir 6ffentliche Auftraggebenden, die das Ergebnis von Tief- oder
Hochbauarbeiten sind und eine wirtschaftliche oder technische Funktion erfiillen. Des Wei-
teren ist eine Bauleistung, eine den Auftraggebenden unmittelbar wirtschaftlich zugute-
kommende Bauleistung, die von Dritter Seite erbracht wird, wobei die Auftraggebenden
einen entscheidenden Einfluss auf Art und Planung der Leistung haben.

Lieferauftrage sind Vertrage zur Beschaffung von Waren, die insbesondere Kauf, Leasing-,
Miet- oder Pachtverhéltnisse mit oder ohne Kaufoption betreffen.

Dienstleistungsauftriage? sind Vertrige tber Leistungen, die weder Bau- noch Lieferleistun-
gen sind, z.B. Reinigungsleistungen.

1

Die Vergabegrundsatze fir Gemeinden nach § 26 der Kommunalhaushaltsverordnung NRW (Kommunale Vergabegrundsatze) sehen ein

intendiertes Ermessen zur Anwendung der UVgO sowie der VOB/A im Unterschwellenbereich vor. Die Kommunen dirfen in begriindeten
Ausnahmefallen davon abweichen, wenn die Natur des Geschéafts oder besondere Umstdnde dies rechtfertigen. Ggf. sind Ausnahmen
zusétzlich aufzufiihren.

2 Hierzu zdhlen auch die freiberuflichen Leistungen.
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Auftrage, die verschiedene Leistungen wie Liefer-, Bau- oder Dienstleistungen zum Gegen-
stand haben, werden nach den Vorschriften vergeben, denen der Hauptgegenstand des
Auftrags zuzuordnen ist.

Nebenangebote

Die Bedarfsstelle wagt im Vorfeld einer Beschaffung ab, ob Nebenangebote zugelassen wer-
den oder nicht.

Nebenangebote sollten aus Griinden der Wirtschaftlichkeit und um innovative Entwicklun-
gen einbeziehen zu kdnnen, moglichst zugelassen werden. Die Bedarfsstelle hat den Verzicht
auf die Zulassung von Nebenangeboten daher individuell und maBnahmenbezogen zu be-
grinden und zu dokumentieren.

Losbildung

Bei der Vergabe sind mittelstéandische Interessen zu berlicksichtigen (§ 2 Abs. 4 UVgO, § 5
Abs. 2 VOB/A und VOB/A-EU bzw. § 97 Abs. 4 GWB). Das Mittelstandsprinzip findet seine
Auspragung insbesondere in der Verpflichtung der Auftraggebenden, Leistungen grundsatz-
lich in Losen zu vergeben. Durch die Aufteilung der Leistung in Teillose (in der Menge aufge-
teilt) oder Fachlose (getrennt nach Art oder Fachgebiet) wird kleineren und mittelstandi-
schen Unternehmen die Moglichkeit geboten, sich auch an komplexeren Beschaffungen zu
beteiligen. Von der Losbildung kann abgewichen werden, wenn wirtschaftliche oder techni-
sche Griinde dies erfordern. Dies ist durch die Bedarfsstelle zu begriinden und zu dokumen-
tieren.

Lose sind durch die Bedarfsstelle zu bilden und in der Leistungsbeschreibung zu beriicksich-
tigen.

Binnenmarktrelevanz

Binnenmarktrelevanz bedeutet, dass die Erteilung eines o6ffentlichen Auftrags fir Mitglied-
staaten aus dem EU-Binnenmarkt interessant sein kann.

Letztlich hat jeweils eine Einzelfallpriifung stattzufinden, wobei Sachverhalte wie zum Bei-
spiel

e der Auftragsgegenstand,

e der geschatzte Auftragswert,

e die Besonderheiten des betreffenden Sektors (z.B. GroBe und Struktur des Marktes,
wirtschaftliche Gepflogenheiten) sowie

e die geografische Lage des Ortes der Leistungserbringung zu bericksichtigen sind.

Liegt Binnenmarktrelevanz vor, ergeben sich Bekanntmachungspflichten. Dariiber hinaus ha-
ben die Auftraggebenden die allgemeinen Grundsatze des Vergaberechts, mithin das Wett-
bewerbs- und Transparenzprinzip sowie das Diskriminierungsverbot zu beachten und zwar
unabhangig davon, ob das nationale Vergaberecht Anwendung findet.



9.1.

9.2.

9.3.

9.4.

9.5.

Seite
9von 41

Zustdndigkeiten Zentrale Vergabestelle und Bedarfsstellen

Alle Ausschreibungs- und Vergabeverfahren sind grundsatzlich ab einem vorab geschatzten
Auftragswert von 5.000,00 € zentral sowie revisionssicher und auswertbar im elektroni-
schen Vergabeverfahren abzulegen. Ab einem geschatzten Auftragswert von 25.000 € er-
folgt eine Beteiligung der Zentralen Vergabestelle (iber die E-Vergabeplattform. Diese Wert-
grenze ist auch fir die in Anlage 3 vorgesehenen Prifungen und Beteiligungen der
Zentralen Vergabestelle maRgeblich, soweit dort nichts anderes vorgesehen ist.

Die Zentrale Vergabestelle hat folgende Aufgaben:

e Die ZV soll als zentrale Expertenstelle auf die Einheitlichkeit des Verwaltungshandelns im
Vergabewesen hinwirken.

e Die ZV soll die Fachamter bei vergaberechtlichen Fragestellungen sowie bei der Vorbe-
reitung der Vergabeunterlagen beraten. Hierzu gehért auch die Federfiihrung fiir und
Durchfiihrung von Schulungen in Abstimmung mit den kiinftigen dezentralen Kompe-
tenzcentern nach Ziffer 9.4

e Die ZV erstellt und pflegt im Benehmen mit den Hauptbeschaffungsstellen erforderliche
Formulare und Vordrucke fiir die Durchfihrung der Vergabeverfahren.

Die weiteren Zustandigkeiten der Zentralen Vergabestelle sowie die Schnittstellen zu den Be-
darfsstellen bzw. zur 6rtlichen Rechnungspriifung ergeben sich aus der Anlage 3, die Bestand-
teil dieser Dienstanweisung ist.

Die Bedarfsstellen haben folgende Aufgaben:

Die Zustandigkeiten der Bedarfsstellen sowie deren Schnittstellen zur Zentralen Vergabe-
stelle bzw. zur ortlichen Rechnungspriifung ergeben sich ebenfalls aus der Anlage 3.

In stadtischen Leistungseinheiten, die regelmaRig auch mit komplexen Vergaben betraut
sind?, kdnnen im Wege der Aufgabenbiindelung kiinftig dezentrale ,Kompetenzcenter
Vergabe“ eingerichtet werden. Diese haben insbesondere folgende Aufgaben, die im Be-
nehmen mit der zentralen Vergabestelle wahrzunehmen sind:

e Vorhalten von Expertenwissen im Vergaberecht mit dem Schwerpunkt auf den regelma-
Rigen Vergabevorgangen der jeweiligen Leistungseinheit

e Beratung und praktische Hilfestellung bei der Vorbereitung und Durchfiihrung von
Vergaben der jeweiligen Leistungseinheit

e Biindelung vergaberechtlicher Fragestellungen zwecks Klarung mit der Zentralen Verga-
bestelle

e Mitwirkung bei der Erstellung und Anpassung von Vorlagen und Formularen gem. Ziffer
2.2

Insbesondere besonders relevante Vergaben sollen kiinftig im Nachgang strukturiert reflek-
tiert werden (Vergabe-Reviews), damit die Organisation aus den gewonnenen Erfahrungen

1 Ressorts 101, 103, 104, 105, 402 und GMW
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flr zukilinftige Vergaben lernen kann. Dabei sind Starken und Schwachen der durchgefiihr-
ten Vergaben aufzunehmen, als gewonnene Erkenntnisse zu dokumentieren (Lessons
Learned) und daraus Best-Practices abzuleiten.

Die Zentrale Vergabestelle erarbeitet Dokumentationsstandards fiir das Vergabe-Review und
flhrt diese mit den betroffenen Beschaffungsstellen, ggf. dezentralen Kompetenzcentern
durch. Die ortliche Rechnungspriifung erhdlt Gelegenheit zur Teilnahme. Soweit vergabe-
rechtlichen Themen im Zusammenhang mit Forderungen erdrtert werden, soll das Zentrale
Fordermanagement hinzugezogen werden.

Einmal jahrlich erfolgt ein allgemeiner Austausch zwischen Zentraler Vergabestelle, den
Hauptbeschaffungsstellen einschlieBlich dezentraler Kompetenzcenter, 6rtlicher Rech-
nungsprifung und dem Zentralen Férdermanagement. Die Federfiihrung und Organisation
liegt bei der Zentralen Vergabestelle.

Bedarfsermittlung [Bedarfsstelle] und Festlegung der Art der Ausschreibung [Zentrale
Vergabestelle!]

GemaR § 75 Abs. 1 GO NRW ist die Haushaltswirtschaft der Stadt Wuppertal wirtschaftlich,
effizient und sparsam zu fihren. Damit ist vor jeder Beschaffung sorgféltig zu prifen, ob der
Bedarf tatsachlich besteht und in welcher Quantitat und Qualitat der Bedarf besteht.

Gleichzeitig ist sicherzustellen, dass der Bedarf nicht aus bereits vorhandenen Ressourcen
der Stadt Wuppertal gedeckt werden kann.

Die Bedarfsermittlung ist durch die zustdndige Bedarfsstelle durchzufiihren und zu doku-

mentieren.

Auf Grundlage der Bedarfsermittlung ist von der Zentralen Vergabestelle festzulegen, ob es
sich bei der Ausschreibung um Liefer-, Dienst- oder Bauleistungen handelt.

Leistungsbeschreibung? [Bedarfsstelle]

Die Leistungsbeschreibung muss die zu beschaffende Liefer-, Dienst- oder Bauleistung ein-
deutig und erschépfend beschreiben.

Die gewlinschte Leistung muss so beschrieben werden, dass sie von allen Bewerbenden im
gleichen Sinne verstanden werden kann und die Angebote miteinander verglichen werden
kénnen.

Die Leistung ist grundsatzlich produktneutral zu beschreiben. Produkt- oder fabrikatsspezifi-
sche Beschreibungen sind nur in Ausnahmefallen zul3ssig. Diese sind durch die Bedarfs-
stelle zu begriinden und zu dokumentieren.

1 soweit zustandig nach Anlage 3, Ziffer 1.13; im Ubrigen eigenverantwortlich durch Bedarfsstelle
2 vgl. § 23 UVgO, §6 7 ff. VOB/A, § 31 VgV
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Soweit die geforderten Nachweise nicht in den tbrigen Vergabeunterlagen aufgefiihrt sind,
sind diese in die Leistungsbeschreibung mit aufzunehmen.

Auftragswertschitzung' [Bedarfsstelle]

Zu Beginn eines jeden Vergabeverfahrens ist der Auftragswert zu schatzen. Beider Schat-
zung des Auftragswertes nach § 3 VgV ist vom voraussichtlichen Gesamtwert der Leistung
ohne Mehrwertsteuer auszugehen.

Als Grundlage fir die Auftragswertschatzung dient die zuvor erstellte Leistungsbeschrei-
bung.

Der Wert eines beabsichtigen Auftrags darf nicht in der Absicht geschatzt oder auf- geteilt
werden, ihn der Anwendung des europdischen oder nationalen Vergaberechts oder dieser
Dienstanweisung zu entziehen oder bestimmte Wertgrenzen nach diesen Vorschriften zu
unterschreiten (Stiickelungsverbot).

Die Auftragswertschatzung ist nachvollziehbar zu dokumentieren und beispielsweise tber
ein bepreistes Leistungsverzeichnis zu belegen.

Wahl der Verfahrensart [Zentrale Vergabestelle?]

Das anzuwendende Vergaberecht richtet sich nach dem Gegenstand der Beschaffung und
der Auftragswertschatzung.

Bei der Vergabe wird hinsichtlich der anzuwendenden Vergabeordnung zwischen

o Lieferleistung,

e Dienstleistung,

e soziale und andere besondere Dienstleistungen,
e freiberuflichen Leistungen®und

e Bauleistungen unterschieden.

Auf Grundlage der Auftragswertschatzung wird festgelegt, ob die Ausschreibung EU-weit
oder national zu erfolgen hat. Die jeweils geltenden Wertgrenzen fiir ein europaweites oder
nationales Vergabeverfahren sowie zur zuldssigen Verfahrensart werden von der Zentralen
Vergabestelle im Intranet unter dem Link Verwaltung/Zentrale Vergabestelle/Aktuelles be-

kannt gemacht

Da es sich bei den Wertgrenzen um obere Grenzwerte handelt, besteht keine Verpflichtung,
im Einzelfall die Wertgrenze auszuschopfen. Aufgrund des grundsatzlichen Vorrangs

L vgl. § 1UVgOi.V.m. § 106 GWB i.V.m. § 3 VgV

2 soweit zustandig nach Anlage 3, Ziffer 1.13; im Ubrigen eigenverantwortlich durch Bedarfsstelle

3 Freiberufliche Leistungen sind selbstandig ausgelbte wissenschaftliche, kiinstlerische, schriftstellerische, unterrichtende, erzieherische
oder sehr dhnlich gelagerte Tatigkeiten (vgl. hierzu § 18 Abs. 1 Einkommensteuergesetz (EStG) und § 1 Gesetz Uber Partnerschaftsgesell-
schaften Angehorender freier Berufe (PartGG)


https://www.wuppertal-intra.de/verwaltung/vergabe/aktuelles.php

13.4.

14.

14.1.

14.2.

14.3.

14.4.

14.5.

14.6.

15.

15.1.

Seite
12 von 41

dffentlicher Verfahren ist es auch zuldssig, unterhalb der aufgefiihrten Wertgrenzen eine Of-
fentliche oder Beschrankte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb durchzufiihren.

Die Zentrale Vergabestelle legt die Verfahrensart auf Grundlage des Vorschlags der Bedarfs-
stelle fest. Die Wahl des Vergabeverfahrens ist zu dokumentieren.

Direktauftrag [Bedarfsstelle]*

Leistungen, die den sich aus der anliegenden Wertgrenzentabelle (Anlage 1) ergebenden
voraussichtlichen Auftragswert nicht Gberschreiten, kdnnen unter Beriicksichtigung der
Haushaltsgrundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ohne Durchfiihrung eines
Vergabeverfahrens direkt vergeben werden.

Sobald das Land die Wertgrenzen andert, erfolgt eine Veroffentlichung der neuen Werte auf
der Seite der Zentralen Vergabestelle unter dem Link Verwaltung/Zentrale Vergabestelle/Ak-

tuelles.

Bei Vergaben mit Fordermittelbezug kénnen sich aus den Nebenbestimmungen des jeweili-
gen Bewilligungsbescheides niedrigere Wertgrenzen ergeben. Vor der Auftragserteilung ist
ein Direktauftrag mit Férdermittelbezug der 6rtlichen Rechnungsprifung zur moglichen
Prifung vorzulegen. Dazu zdhlen auch Abrufe auslaufenden Rahmenvertragen.

Der Haushaltsgrundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gilt als erfllt, wenn bei Di-
rektvergabe ab 500 Euro mindestens drei Angebote formlos eingeholt werden. Die Einhal-
tung des Haushaltsgrundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit kann auch ander-
weitig nachgewiesen werden. Bei laufend wiederkehrenden Beschaffungen geringwertiger
Waren (z.B. Bliromaterialien) ist dies z.B. durch Dokumentation turnusmaRiger Preisverglei-
che moglich. Ein MindestmaR an Wettbewerb ist zu gewahrleisten.

Bei Direktauftragen bis 3.000 Euro kann auch auf allgemein, zum Beispiel im Internet, zu-
gangliche Angebote zuriickgegriffen werden. Zudem kann die Angebotseinholung per E-
Mailanhang erfolgen. Auch Online-Beschaffungen sind unter bestimmten Voraussetzungen
zulassig. (Ndhere Angaben hierzu unter Ziffer 21).2

Es soll zwischen den beauftragten Unternehmen gewechselt werden.

Die Bedarfsstelle holt die Angebote ein, wertet die Angebote, erteilt den Direktauftrag und
dokumentiert die Vergabe.

Wahl der Bewerbenden bei nicht 6ffentlichen Vergabeverfahren

Bei nicht 6ffentlichen Vergabeverfahren von Liefer-, Dienst- und Bauleistungen sollen meh-
rere, grundsatzlich mindestens drei, geeignete Bewerbende zur Abgabe eines Angebots

1 § 14 UVgO i.V.m. § Ziff. 5.2 der Kommunalen Vergabegrundsatze

2 Naheres hierzu soll in einem noch zu erstellenden Handlungsleitfaden beschrieben werden.
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aufgefordert werden. Sollen ausnahmsweise weniger Bewerbende zur Abgabe eines Ange-
bots aufgefordert werden, ist dies von den Bedarfsstellen nachvollziehbar zu begriinden.

Bei wiederholten Auftragen soll auch Unternehmen, die bei friiheren Auftragennicht be-
ricksichtigt wurden, Gelegenheit gegeben werden, sich am Wettbewerb zubeteiligen.

Eine Beschrankung des Bewerbenden- oder Bietendenkreises auf eine bestimmte Region
oder gar auf einen bestimmten Ort ist nicht zuldssig. Daher beriicksichtigt die Bedarfsstelle
unter Abstimmung mit der Zentralen Vergabestelle auch stets mindestens einen auswarti-
gen Bieter bzw. Bieterin bei Ausschreibungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb.

Welche Bewerbenden zur Abgabe eines Angebots aufgefordert werden, liegt im Ermessen
der Zentralen Vergabestelle. Diese andert oder erganzt den von der Bedarfsstelle vorge-
schlagenen Bietendenkreis regelmalig aus der von ihr gefiihrten Bietendendatenbank in
vorheriger Abstimmung der Eignungskriterien mit der Bedarfsstelle.

Beabsichtigt eine Bedarfsstelle eine beschrankte Ausschreibung bzw. eine Angebotseinho-
lung durchzufiihren, so hat die Bedarfsstelle fiir den jeweiligen konkreten Auftrag neben
der Erstellung des Leistungsverzeichnisses/Vertragsunterlagen auch die Eignungsanforde-
rungen zu bestimmen und die Eignung der auszuwahlenden Bieter zu prifen und zu doku-
mentieren. Etwaige erforderliche Nachweise sind fiir die Bejahung der Eignung einzuholen.
Ab einem vorab geschatzten Auftragswert von 30.000 € holt die Bedarfsstelle fiir jeden an-
gedachten Bieter die Wettbewerbsregister bei der Zentralen Vergabestelle ein. Die Besta-
tigung zur Bereitschaft der mdglichen Bietenden zur Beteiligung an der beschrankten Aus-
schreibung bzw. Angebotseinholung ist einzuholen.

Zuschlagskriterien?

Der Zuschlag ist auf das wirtschaftlichste Angebot zu erteilen. Das wirtschaftlichste Angebot
bestimmt sich nach dem besten Preis-Leistungs-Verhaltnis. Eine Beschrankung auf den Preis
als einzigem Zuschlagskriterium ist zuldssig.

Neben dem Preis kdnnen qualitative, soziale und umweltbezogene (nachhaltige) Aspekte
als Zuschlagskriterien festgelegt werden.

Hat die Qualitat des eingesetzten Personals erheblichen Einfluss auf das Niveauder Auf-
tragsausfiihrung, so sind als Zuschlagskriterien auch Qualifikation und Erfahrung des mit der
Ausfiihrung des Auftrags betrauten Personals mit aufzunehmen.

Es sind nur solche Zuschlagskriterien zu wahlen, die einen zwingenden Bezug zum Auftrags-
gegenstand aufweisen. Die Zuschlagskriterien missen diskriminierungs- und willklrfrei

sein.

1 § 6 Wettbewerbsregistergesetz (WRegG)
2 vgl. § 43 UVgO, § 16d Abs. 1 Ziff. 4 VOB/A, § 58 VgV
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Gibt es mehr Zuschlagskriterien als den Preis, ist eine Gewichtung vorzunehmen.

Eine Preisgewichtung von 80 Prozent und mehr kommt nur bei sehr hochstandardisierten
Beschaffungen zur Anwendung. Eine Preisgewichtung von unter 30 Prozent kann ebenfalls
nur in besonderen Ausnahmefallen und mit einem entsprechend hohen Begriindungserfor-
dernis zum Tragen kommen.

Die Zuschlagskriterien und deren Gewichtung sind in der Auftragsbekanntmachung oder in

den Vergabeunterlagen zu benennen.

Die Zuschlagskriterien werden von der Zentralen Vergabestelle in Absprache mit der zu-
standigen Bedarfsstelle festgelegt und gewichtet. Diese sind in die Vergabeunterlagen auf-
zunehmen und mit bekannt zu machen.

Rahmenvereinbarung

Sofern die Menge und der Umfang einer Leistung nicht vollstdndig ermittelt werden kann,
bzw. eine flexible Reaktion auf nicht absehbare Anderungen begriindet notwendig ist, ist

der Abschluss einer Rahmenvereinbarung anzustreben.

In solchen Fallen wird der Rahmen des Beschaffungsgegenstandes einem Preiswettbewerb
unterstellt. Die konkrete Leistungspflicht hingegen wird erst mit dem Erteilen des Einzel-
abrufs der Leistung begriindet.

Rahmenvereinbarungen sind tber die Gesamtleistung oder einen Mindestteil davon und
stets Uber einen bestimmten Zeitraum abzuschlieBen. Sie diirfen nicht dazudienen, den
Wettbewerb langfristig auszuschlieRen.

Flr Bauleistungen oberhalb und unterhalb des Schwellenwertes soll die Laufzeit hochstens
vier Jahre betragen. Fir Liefer- und Dienstleistungen unterhalb des Schwellenwertes soll die
Laufzeit hochsten sechs Jahre und oberhalb des Schwellenwertes hochstens vier Jahre be-
tragen. Uber die vergaberechtliche Zuléssigkeit von Ausnahmen entscheidet die Zentrale
Vergabestelle.

Flr den Abschluss einer Rahmenvereinbarung ist das voraussichtliche Auftragsvolumen (Lie-
fer- und Leistungsmenge) so genau wie moglich zu ermitteln und bei Rahmenvereinbarun-
gen im Oberschwellenbereich ist zudem die abrufbare Hochstmenge in der Bekanntma-
chung anzugeben. Mit Erreichen der Hochstmenge erlischt die Rahmenvereinbarung. Die
den Rahmenvertrag bewirtschaftende Stelle (i.d.R. die ausschreibende Bedarfsstelle) hat
die abgerufene Menge laufend zu kontrollieren und friihzeitig eine ggf. notwendige weitere
Ausschreibunge zu initiieren. Jede Leistungseinheit, die sich aus dem Rahmenvertrag be-
dient, muss dies der bewirtschaftenden Stelle vorab mitteilen und deren Zustimmung ein-
holen.

Eine konkrete Rahmenvereinbarung muss mindestens enthalten:

e den vorgesehenen Preis unter Offenlegung der Berechnungsgrundlage, z.B. nach Menge
der Leistung/des Stundenansatzes, ggf. Preisgleitklausel,
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e das voraussichtliche Auftragsvolumen und

e die Festlegung der Laufzeit, innerhalb der die Einzelauftrage vergeben werden sollen.

Fiir Rahmenvereinbarungen gelten ansonsten die gleichen Vorschriften wie fiirdie Erteilung
anderer 6ffentlicher Auftrage.

Der Zuschlag muss auf das im Vergabeverfahren definierte wirtschaftlichste Angebot erfol-
gen.

Bietendenvoraussetzungen?

Es dirfen nur fachkundige, leistungsfahige sowie zuverlassige, insbesondere gesetzestreue
Unternehmen berlicksichtigt werden.

Die Zentrale Vergabestelle fiihrt ein Register (iber die Unternehmen, die die Stadt Wupper-
tal an das Wettbewerbsregister gemeldet hat. Die aktuelle Liste wird in regelmaRigen Ab-
standen von der Zentralen Vergabestelle an die Leistungseinheiten (Ressort-, Abteilungs-,
Teamleiter) Ubermittelt.

Die Zentrale Vergabestelle fliihrt zudem ein Register mit den Unternehmen, die bei der
Stadt Wuppertal fir den genannten Zeitraum bei beschrankten Ausschreibungen und frei-
handigen Vergaben bzw. Verhandlungsvergaben wegen einer schlechten Eignungsreferenz
nicht in Betracht kommen. Bei 6ffentlichen Ausschreibungen ist hingegen eine Prifung der
Eignung in jedem Einzelfall vorzunehmen. Die aktuelle Liste wird in regelmaRigen Abstan-
den von der Zentrale Vergabestelle an die Leistungseinheiten (Ressort-, Abteilungs-, Team-
leiter) Gbermittelt.

Im Rahmen der Auftragsvergabe ist zu priifen, ob ein Unternehmen die notige Eignung be-
sitzt. Hat ein offentlicher Auftraggeber Erkenntnisse, wonach das Unternehmen unzuverlas-
sig ist, ist er berechtigt, das Unternehmen von solchen Auftrdgen auszuschlieBen?. Liegen
nach der Einschatzung der LE die Voraussetzungen fir die Auftragssperre bzw. der negati-
ven Referenzfeststellung vor, ist die Mitteilung dariiber zur Uberpriifung an die ZV zu sen-
den. Fur die Bewertung werden eine textliche Darstellung der Umstande und auch priiffa-
hige begriindende Unterlagen, welche den Nachweis der negativen Eignung belegen sowie
gef. beigebrachte Unterlagen zu Selbstreinigungsmalinahmen des Unternehmens benétigt.

Das Ergebnis der rechtlichen Beurteilung der von den Leistungseinheit vorgetragenen Sach-
verhalte zur negativen Eignungs-Referenz des Unternehmens wird dokumentiert, der Leis-
tungseinheit mitgeteilt und zugleich die Dauer der Eintragung (hochstens 3 Jahre) abge-
stimmt.

Die Eignungskriterien miissen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung stehen. Sie mus-
sen sich auch auf die Befahigung und Erlaubnis zur Berufsausiibung, die wirtschaftliche und

L vgl. §31 UVgO, § 16b VOB/A, §6 42 ff. VgV
2 \gl. § 124 Abs. 1 Nr. 7 GWB
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finanzielle Leistungsfahigkeit sowie auf die technische und berufliche Leistungsfahigkeit be-
ziehen.

Der Aufwand fiir die Bietenden ist hierbei auf das fiir die ausgeschriebene Leistung notwen-
dige zu beschrdanken. Dabei sollte der Regelfall sein, die Eignungsnachweise nicht zur Submis-
sion, sondern ,,auf Anforderung” zu fordern, um die Bieter nicht unverhaltnismaRig zu belas-
ten. Auch sollen moglichst Eigenerklarungen gefordert werden.

Die Bedarfsstelle soll sich an die Eignungsanforderungen, die in den allgemein zuganglichen
Listen der Praqualifizierungsstellen stehen, orientieren.

Bei freiberuflichen Leistungen sind die Eignungskriterien so zu wahlen, dass kleinere Biiro-
einheiten und Berufsanfangende sich beteiligen konnen. (vgl. Ziffer 8.3 a) der Kommunalen
Vergabegrundsatze).

Flr den Beleg der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgriinden sind im nationa-
len Bereich grundsatzlich Eigenerklarungen zu verlangen, deren Angaben durch den Auf-
tragsgegenstand gerechtfertigt sind.

Zur Beurteilung der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfahigkeit von Bietenden bei
Bauleistungen sollen die Umsatze der letzten drei abgeschlossenen Geschaftsjahre als
Nachweise heranzuziehen, sofern diese mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind.

Zur Beurteilung der Fachkunde Bietender von Bauleistungen sollen vergleichbare Leistun-
gen der letzten flinf Kalenderjahre nachgewiesen werden. Die Zentrale Vergabestelle kann
in Einzelfallen entscheiden, ob sie nach entsprechendem Hinweis in den Vergabeunterlagen
auch einschlagige Bauleistungen bericksichtigt, die mehr als flinf Jahre zuriickliegen.

Bei der Beurteilung der Zuverlassigkeit der Bietenden von Bauleistungen sind Selbstreini-
gungsmalnahmen in entsprechender Anwendung der § 6a Abs. 1 S.2 und § 6f Abs. 1 und 2
VOB/A-EU zu berlicksichtigen.

Bei der Vergabe von Bauleistungen entfallt die spezielle Eignungsprifung, wenn das Unter-
nehmen seine auftragsunabhangige Eignung durch die von der Vergabestelle direkt aufruf-
bare Eintragung in der allgemein zuganglichen Liste des Vereins fiir die Praqualifikation von
Bauunternehmen e.V. nachweist. Dabei ist zu beachten, ob die im Praqualifikationsver-
zeichnis hinterlegten Nachweise auch den Anforderungen der zu vergebenden Bauleistung
entsprechen.

Bei Bauleistungen unter einem geschatzten Auftragswert von 10.000 Euro kann auf die Ein-
holung von Eignungsnachweisen verzichtet werden.

Bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen entfillt die spezielle Eignungsprifung,
wenn Unternehmen im amtlichen ,,Verzeichnis praqualifizierter Unternehmen fiir Liefer-
und Dienstleistungen” des Deutschen Industrie- und Handelskammertags registriert sind
und die auftragsunabhangige Leistung nachweisen kénnen. Dabei ist zu beachten, ob die im
Praqualifikationsverzeichnis hinterlegten Nachweise auch den Anforderungen der zu verge-
benden Liefer- oder Dienstleistung entsprechen.
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Bei Beratungs- und Schulungsleistungen ist sicherzustellen, dass die eingesetzten Personen
bei der Erflllung des Auftrags nicht den Einfliissen der Scientology-Organisation unterlie-
gen. Die Zentrale Vergabestelle stellt sicher, dass bei der Ausschreibung von Beratungs- und
Schulungsleistungen eine Verpflichtungserklarung mit einer Scientology-Schutzklausel ein-
geholt wird.

Die Entscheidung, ob auf die Einholung von Eignungsnachweisen verzichtet werden kann,
liegt bei der Zentralen Vergabestelle.

Die Eignungskriterien und die verlangten Nachweise sind abschliefend inden Vergabeun-
terlagen anzugeben.

Die Eignung des Unternehmens wird im Rahmen der Angebotsauswertung gepriift.

Bei Nicht-Vorliegen der verlangten Nachweise bei Offnung des Angebots kdnnen diese in-
nerhalb einer angemessenen Frist nachgefordert werden, sofern in den Vergabeunterlagen
durch die Zentrale Vergabestelle nicht auf die Nachforderung verzichtet wurde. Die Frist
soll sechs Kalendertage nicht Gberschreiten.

Das Unternehmen, welches die verlangten Nachweise nicht eingereicht hat bzw. der Nach-
forderung nicht nachgekommen ist, ist vom weiteren Vergabeverfahren auszuschlief3en.
Der Ausschluss ist zu dokumentieren und unverziiglich dem betroffenen Bietenden mitzu-
teilen.

Eignungsleihe®

Im Rahmen der Eignungsleihe nehmen die Bewerbenden oder die Bietenden zur Erfillung
der geforderten wirtschaftlichen, finanziellen, technischen und beruflichen Leistungsfahig-
keit die Kapazitaten anderer Unternehmen in Anspruch. Dadurch ist es den betreffenden
Bietenden erst moglich, die geforderten Eignungskriterien zu erfllen.

Die Bewerbenden oder die Bietenden, die sich auf die Eignungsleihe berufen, haben zu ga-
rantieren, dass ihnen die zugesagten Kapazitdten des dritten Unternehmens fiir die Auf-
tragsausfiihrung tatsachlich zur Verfliigung stehen. Dies haben die Bietenden durch eine Er-
klarung zu dokumentieren.

Bei Liefer- und Dienstleistungsauftragen im Unterschwellenbereich ist durch die Bedarfs-
stelle zu bestimmen, ob die Eignungsleihe zugelassen wird. Wird die Eignungsleihe zugelas-
sen, hat die Bedarfsstelle weiter zu bestimmen, welche Aufgaben der Leistungserbringung
durch die Auftragnehmenden selbst auszufiihren sind (Eigenleistungsanteil).

Bei Bauleistungen im Unterschwellenbereich ist die Eignungsleihe aufgrund des Selbstaus-
fihrungsgebots nicht zuldssig.

L vgl. §34 UVgO, § 47 VgV, § 6d Abs. 1 VOB/A-EU
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Im Oberschwellenbereich kann die Bedarfsstelle fiir Liefer-, Dienst- und Bauleistungen bei
kritischen Aufgaben bestimmen, dass diese von den Auftragnehmenden selbst durchzufiih-
ren sind. Kritische Aufgaben sind solche von herausragender Bedeutung fiir den Gesamtauf-
trag und dessen erfolgreicher Umsetzung. Dies ist in der Leistungsbeschreibung anzugeben.

Die Bedarfsstelle hat spatestens vor Zuschlagserteilung sicherzustellen, dass auch Drittun-
ternehmende die Nachweise fiir die Anforderungen aus Ziffer 18 erbringen.

Unterauftragnehmende!

Bei Vergabeverfahren lber Liefer- und Dienstleistungen sowie Gber Bauauftrage im Ober-
schwellenbereich hat die Bedarfsstelle festzulegen, ob Unterauftragnehmende zugelassen
werden.

Werden durch die Bedarfsstelle Unterauftragnehmende zugelassen, hat sie zu bestimmen,
welche Aufgaben durch die Bietenden selbst durchzufiihren sind.

Die Bietenden haben die vorgesehenen Unterauftragnehmenden in den Angebotsunterla-
gen zu benennen und festzulegen, mit welchen Leistungen die Unterauftrag- nehmenden
betraut werden sollen.

Die Bietenden haben vor Zuschlagserteilung nachzuweisen, dass den Unterauftragnehmen-
den die erforderlichen Mittel zur Erfiillung des Auftrags tatsachlich zur Verfligung stehen.
Dies ist mit einer Verpflichtungserklarung durch die Bietenden sicherzustellen.

Die Bedarfsstelle hat sicherzustellen, dass die Unterauftragnehmenden ebenfalls die Nach-
weise fiir die Anforderungen der Bietendenvoraussetzungen aus Ziffer 18 erbringt.

Einholung von Angeboten und Teilnahmeantrigen?

Die Angebotseinholung bzw. die Einholung von Teilnahmeantragen ist grundsatzlich elekt-
ronisch Gber die stadtische elektronische Vergabeplattform durchzufiihren. Die Vergaben
sind ab der geschéatzten Auftragssumme von 25.000 € netto zwingend Uber die stadtische
Vergabeplattform durchzufiihren.®

Bei Verhandlungsvergaben, Beschrankten Ausschreibungen, Freihdandigen Vergaben oder
Direktauftragen von Bauleistungen kann von der Zentralen Vergabestelle festgelegt wer-
den, dass die Ubermittlung postalisch zu erfolgen hat.

Bei Beschrankten Ausschreibungen ohne Teilnahmewettbewerb oder Verhandlungsverga-
ben ohne Teilnahmewettbewerb von Dienst- und Lieferleistungen deren geschatzter Auf-
tragswert 25.000 Euro netto nicht Gberschreitet, kann ebenfalls von der Zentralen Vergabe-
stelle festgelegt werden, dass eine Ubermittlung postalisch zu erfolgen hat.

L ygl. § 26 UVgEO, § 36 VgV
2§37 UVgO, § 13 VOB/A, § 52 VgV
8 vgl. im Ubrigen Ziffer 9.1
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Im Falle von Direktauftragen kann die Angebotseinholung per E-Mailanhang erfolgen.

Online-Beschaffungen sind ausschlieRlich bei seriésen? Internethéndlern fir Lieferleistun-
gen bis zu einem geschatzten Auftragswert im Bereich des Direktauftrags moglich.

Die Einholung von Angeboten und Teilnahmeantragen darf aufgrund des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes nicht auf mehrere Tage verteilt werden.

Behandlung der Angebote und Teilnahmeantrige?

Elektronisch Gbermittelte Angebote und Teilnahmeantrage werden ausschlieflich iber die
stadtische Vergabeplattform entgegengenommen und bis zum Submissionstermin dort ver-
schliisselt aufbewahrt.

Sofern abweichend die postalische Ubermittlung von Angeboten und Teilnahmeantrigen
zugelassen wurde, sind diese in einem fest verschlossenen besonders gekennzeichneten
Umschlag von der Zentralen Vergabestelle entgegenzunehmen.

Der Umschlag der Angebote ist mit Eingangsdatum und -uhrzeit, sowie mit der Paraphe des
Annehmenden zu versehen.

Die Angebote sind anschliefend unverziiglich und ungeoffnet der Zentralen Vergabestelle
zu Ubergeben.

Die Zentrale Vergabestelle hat die Angebote ungedtffnet unter Verschluss sicher aufzube-
wahren.

Wird ein Angebot irrtiimlich bei Eingang gedffnet, ist es wieder unverziiglich zu verschlie-
Ren. Auf dem Umschlag ist mit Datum, Uhrzeit und Unterschrift des Bediensteten, der das
Angebot irrtiimlich gedffnet hat, zu vermerken, dass das Angebotversehentlich ge6ffnet
wurde.

Offnung der Angebote (Submission)®

Die Angebotsoffnung flihrt die Zentrale Vergabestelle unter Beriicksichtigung des Vierau-
genprinzips unverziiglich nach Ablauf der Angebotsfrist durch.

Sind im Rahmen einer Offentlichen oder Beschridnkten Ausschreibung von Bauleistungen
auch schriftliche Angebote zugelassen, dirfen am Eréffnungstermin auch Bietende
und/oder ihre Bevollméchtigten zugegen sein.

! Merkmale fiir seriése Internethandler sind z. B.:

- Impressum mit konkreter Anschrift des Anbietenden sowie mit Angabe von Kontaktméglichkeiten
- Gutesiegel vorhanden (z.B. Trusted Shops, TUV Siid, EHI gepriifter Onlineshop)

- Onlineshop wird im Unternehmensregister www.Unternehmensregister.de gefiihrt

- sichere Verschlisselung durch SSL-Verschlisselung

- Kauf auf Rechnung als Zahlungsmethode moglich

2 vgl. § 39 UVgO, §6 14, 14a VOB/A, § 54 VgV
3 vgl. § 40 Abs. 2 UVgO, §§ 14, 14a VOB/A, § 55 VgV
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Nach Abschluss der Offnung von postalisch eingegangenen Angeboten sind diese durch die
Zentrale Vergabestelle zu stanzen, so dass nachtrigliche Anderungenund Ergénzungen
nicht moglich sind.

Bei der Angebotsoffnung im elektronischen Vergabeverfahren tiber die stadtische e-Verga-
beplattform missen zwei Bedienstete der Stadt Wuppertal sich getrennt voneinander in-
nerhalb der Angebotséffnung mit ihren jeweiligen Zugangsdaten authentifizieren (Vierau-
gen-Login) und die Submission unter Wahrung des Vieraugenprinzips durchfiihren.

Uber die Submission ist eine Niederschrift zu fertigen. Diese Niederschrift ist von den teil-
nehmenden Bediensteten zu unterzeichnen. Eine elektronische Unterzeichnung bei Anwen-
dung der e-Vergabeplattform ist ausreichend.

Die Zentrale Vergabestelle stellt bei Bauleistungen den Bietenden das Submissionsergebnis
gemal den Vorgaben des § 14 Abs. 6, des § 14a Abs. 7 VOB/A bzw. des § 14 Abs. 6 VOB/A-
EU zur Verfligung.

Priifung der Angebote?

Bei allen Verfahren sind die eingegangenen Angebote dahingehend zu priifen, ob diese for-
mell, rechnerisch richtig und technisch den Anforderungen der Leistungsbeschreibung ge-
niigen und wirtschaftlich sind.

Bei der formellen und rechnerischen Priifung sind die Angebote durch die Zentrale Verga-
bestelle auf Vollstandigkeit und rechnerische Richtigkeit zu prifen.

Leistungsbezogene Unterlagen dirfen nicht nachgefordert werden, wenn sie die Wirt-
schaftlichkeitsbewertung der Angebote anhand der Zuschlagskriterien betreffen und somit
die Wertungsreihenfolge beeinflussen.

Die Bedarfsstelle kann auf die Nachforderung von Unterlagen oder Preisangaben verzich-
ten, wenn sie dies in der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen vorab so
festgelegt hat.

Besonderheiten bei der Priifung von Bauleistungsangeboten

Wird bei der formellen Priifung von Bauleistungsangeboten festgestellt, dass unternehmens-
bezogene Unterlagen von in Betracht kommenden Bietenden, fehlen oder fehlerhaft sind,
sind diese Bietenden unter Nennung einer Frist aufzufordern, diese Unterlagen nachzu-
reichen oder zu korrigieren. Wird festgestellt, dass leistungsbezogene Unterlagen fehlen,
sind die in Betracht kommenden Bietenden unter Nennung einer Frist anzufordern, diese
Unterlagen nachzureichen. Die Frist sollte sechs Kalendertage nicht liberschreiten. Werden
diese Unterlagen nicht nachgereicht, so ist das Angebot fiir das weitere Verfahren auszu-
schliefen.

L vgl. 85 41 f. UVgO, §5 16ff. VOB/A, §§ 56ff. VgV
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Zustandig ist die Zentrale Vergabestelle, soweit ihr die Prifung der Vergabe nach Anlage 3;
Ziffer 1.13 obliegt. Im Ubrigen liegt die Zustandigkeit bei der Beschaffungsstelle.

Besonderheiten bei der Priifung von Liefer- und Dienstleistungsangeboten

Bei der Ausschreibung wird festgelegt, ob Unterlagen nachgefordert werden kénnen. Bei der
formellen Priifung von Liefer- und Dienstleistungen ist in dem vorher definierten Rahmen zu
entscheiden, ob fehlende oder fehlerhafte Unterlagen nachzureichen sind. Es ist eine ange-
messene, nach Kalendertagen bestimmte Frist, zu der die Bietenden und Teilnehmenden die
Unterlagen nachreichen miissen zu bestimmen.

Zustandig ist die Zentrale Vergabestelle, soweit ihr die Prifung der Vergabe nach Anlage 3;
Ziffer 1.13 obliegt. Im Ubrigen liegt die Zustandigkeit bei der Beschaffungsstelle.

Unangemessene Angebote

Wird bei der rechnerischen Priifung der Angebote festgestellt, dass Angebote unangemessen
hoch oder niedrig in Bezug zu anderen Angeboten oder der Auftragswertschatzung sind, ist
von den Bietenden in Textform die Angemessenheit bzw. die Auskdmmlichkeit der Preise
innerhalb einer vorgegebenen Frist darzulegen.

Ein Angebot ist in der Regel dann als zu hoch oder zu niedrig anzusehen, wenn es mehr als
zwanzig Prozent vom ndchsten Angebot und / oder von der Auftragswertschatzung abweicht.
Sind die Preise fiir einzelne Teilleistungen erkennbar ungewdhnlich hoch oder niedrig, so
kann dies ebenfalls Zweifel an einer sachgerechten Preisermittlung begriinden. Derartiges
macht dann eine Aufklarung nach § 15 VOB/A und eine Priifung der Einzelansatze erforder-
lich.

Die Bedarfsstelle prift und stellt die Angemessenheit und Auskdmmlichkeit der Preise in der
Vergabedokumentation fest. Die Bedarfsstelle fordert die Unterlagen an bzw. fihrt die Auf-
klarung. Die Zentrale Vergabestelle berat die Bedarfsstelle hierbei.

Kommen die Bietenden der Aufforderung nicht nach oder ergibt sich aus der nachgeforder-
ten Preisermittlung, dass das Angebot unangemessen ist, so ist das Angebot auszuschlieRen.

Fachlich/technische Prifung

Bei der technischen Priifung werden die Angebote von der Bedarfsstelle auf die technischen
Anforderungen aus der Leistungsbeschreibung sowie die erforderliche Fachkunde und Leis-
tungsfahigkeit der Bietenden gepriift.

Wird bei der technischen Prifung festgestellt, dass Angebote nicht den technischen
und/oder fachlichen Anforderungen entsprechen, so sind diese Angebote ebenfalls vom wei-
teren Vergabeverfahren auszuschlieRen.

Aufklarungsverhandlungen mit den Bietern diirfen vor der Erteilung des Zuschlages nur Gber
die in den jeweiligen Vertrags- und Vergabeordnungen VOB und UVgO bzw. VgV genannten
Sachverhalte geflihrt werden.

AbschlieBende Beurteilung
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Durch die Bedarfsstelle ist unter den verbliebenen Angeboten ist unter Berlicksichtigung der
in der Leistungsbeschreibung festgelegten Wertungskriterien das wirtschaftlichste Angebot
auszuwahlen. Das Ergebnis ist in einer Bewertungsmatrix einzutragen und mit der in den
Vergabeunterlagen festgelegten Gewichtung zu verrechnen.

Die Ergebnisse der formellen und rechnerischen Prifung sind durch die Zentrale Vergabe-
stelle zu dokumentieren und die Ergebnisse der technischen Priifung sind durch die Be-

darfsstelle zu dokumentieren.

Bietende, deren Angebote ausgeschlossen worden sind oder die den Zuschlag nicht erhal-
ten haben, sind unverziglich durch die Bedarfsstelle zu unterrichten. Die Ausschlussschrei-
ben sind zur Dokumentation zu nehmen.

Urkalkulation?

Ab einer geschatzten Auftragssumme von 100.000 Euro netto sollte vor Auftragsvergabe
vom kiinftigen Auftragnehmenden von Bauleistungen die Angebotskalkulation, die soge-
nannte Urkalkulation, in verschlossener Form angefordert werden.

Die Urkalkulation ist zur Preispriifung von Nachtrigen sinnvoll. Uber die Anforderung ent-
scheidet die Bedarfsstelle nach Abstimmung mit der Zentralen Vergabestelle.

Die Urkalkulation ist wie eine Wertsache zu behandeln. Die Bedarfsstelle hat die ordnungs-
gemalRe Aufbewahrung und die fristgerechte Riickgabe sicherzustellen.

Aufhebung des Vergabeverfahrens?

Flhrt die Prifung und Wertung der Angebote zum Ergebnis, dass kein wirtschaftliches An-
gebot vorliegt oder dass kein Angebot den Bewerbungsbedingungen der Leistungsbeschrei-
bung entspricht, ist das Vergabeverfahren aufzuheben.

Die Entscheidung lber die Aufhebung trifft die Bedarfsstelle gemeinsam mit der Zentralen
Vergabestelle und unter Beteiligung der 6rtlichen Rechnungspriifung.

Die Entscheidung ist zu dokumentieren.

Uber die Aufhebung des Vergabeverfahrens sind die Bietenden unter Angabe der Griinde
unverziglich zu informieren. Die Unterrichtung erfolgt elektronisch liber die stadtische

Vergabeplattform oder in Textform.

1 vgl. § 16 Abs.1 Nr.3i.V.m. § 13 Abs. 1 Nr.3 VOB/A 2. Abschnitt
2 \gl. § 48 UVgO, § 17 VOB/A, § 63 VgV
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Sicherheitsleistungen*

Als Sicherheitsleistungen sind grundsatzlich selbstschuldnerische Biirgschaften von in der
Europaischen Gemeinschaft zugelassenen Kreditinstituten oder Kreditversicherern aner-
kannt.

Auf Sicherheitsleistungen bei Bauleistungen soll ganz oder teilweise verzichtet werden,
wenn Mangel der Leistung voraussichtlich nicht eintreten werden. Bei Auftragsvergaben
mit einem geschatzten Auftragswert unter 250.000 Euro netto ist auf Sicherheitsleistungen
grundsatzlich zu verzichten.

Auf Sicherheitsleistungen bei Liefer- und Dienstauftragen soll ganz oder teilweise verzichtet
werden, wenn davon auszugehen ist, dass die sach- und fristgerechte Durchfiihrung der
verlangten Leistung eintreten wird. Auf Sicherheitsleistungen soll bei Leistungen bis zu ei-
nem geschatzten Auftragswert von 100.000 Euro netto grundsatzlich verzichtet werden.

Die Sicherheit fur die Erfiillung samtlicher Verpflichtungen bei Liefer-, Dienst- und Bauleis-
tungen aus dem Vertrag soll fiinf Prozent der Auftragssumme nicht Giberschreiten.

Die Bedarfsstelle entscheidet in Abstimmung mit der Zentralen Vergabestelle, ob und in
welcher Hohe Sicherheitsleistungen fir die vertragsgemaRe Auftragserfillung und Gewahr-
leistung erforderlich sind. Das Ergebnis ist in den Vergabeunterlagen zu dokumentieren.

Vertragsstrafen?

Bei Vergaben von Bauleistungen sollte von der Mdglichkeit Vertragsstrafen zu vereinbaren
nur Gebrauch gemacht werden, wenn durch eine Fristliberschreitung erhebliche Nachteile
entstehen.

Die Strafe ist in angemessenen Grenzen zu halten.

Die Bedarfsstelle entscheidet in Abstimmung mit der Zentralen Vergabestelle, ob und in
welcher Hohe Vertragsstrafen zu vereinbaren sind und dokumentiert die Entscheidung.

Auftragserteilung®

Der Auftrag ist durch die Bedarfsstelle grundsatzlich liber die e-Plattform zu erteilen. Ist in
begriindeten Ausnahmefallen eine miindliche oder fernmindliche Auftragserteilung nicht
zu vermeiden, ist diese aktenkundig zu machen. Dieser Vermerk ist unverziiglich dem oder
der direkten Vorgesetzten zuzuleiten. Eine schriftliche oder in Textform erteilte Bestatigung
des mindlich oder fernmindlich erteilten Auftrags ist unverziiglich vorzunehmen, spates-
tens innerhalb von drei Arbeitstagen.

L ygl. § 21 Abs. 5 UVgO, § 9c VOB/A
2 ygl. § 9a Abs. 1 VOB/A
3 Vgl. § 46 UVgO, § 18 VOB/A, § 62 VgV
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Will die Bedarfsstelle vom Musterzuschlagschreiben abweichen, ist vor der Versendung die
Zustimmung der Zentralen Vergabestelle einzuholen.

Bei der Beauftragung ist das Vieraugenprinzip zu beachten.

Die Zeichnungsbefugnis ergibt sich aus den jeweils einschldagigen Regelungen tber Zeich-
nungsbefugnisse der Stadtverwaltung bzw. der Sondervermdgen.

Sind aufgrund eines Aufklarungsgesprachs Klarstellungen zu einem Angebot erforderlich
geworden, so ist dies im Zuschlagsschreiben darzustellen. Die Klarstellungen dirfen nicht
im Widerspruch zu dem ausgeschriebenen Vertrag / Leistungsverzeichnis stehen, anderen-
falls ist eine Zurlickversetzung des Verfahrens zu prifen. Dies gilt insbesondere im Hinblick
auf Anderungen von Ausfiihrungsfristen oder -zeitrdumen. Bei der Formulierung des Zu-
schlagsschreibens unterstiitzt die Zentrale Vergabestelle die Bedarfsstelle.

Fir die Erteilung von Auftragen an Mitglieder des Rates, der Ausschiisse, der Bezirksvertre-
tungen und leitende Dienstkrafte ist die Hauptsatzung zu beachten.

Vergabevermerk?
Flr jede Vergabe ist ein standardisierter Vergabevermerk anzufertigen.

In diesem Vergabevermerk miissen die einzelnen Schritte des Verfahrens, die MaBnahmen,
Feststellungen, Begriindungen und Entscheidungen nachvollziehbar dokumentiert sein.

Der Vergabevermerk ist begleitend zur MaBnahme durch die jeweils fiir den Verfahrens-
schritt zustandige Stelle fortlaufend fortzuschreiben und muss stets den aktuellen Stand
des Vergabeverfahrens widerspiegeln. Die Zentrale Vergabestelle ist fiir die Vollstandigkeit
des Vergabevermerks zustandig.

Der Vergabevermerk ist bedeutsam fiir die Kontrolle durch die Nachprifungsbehérden und
bei Aufforderung diesen zu tGbermitteln.

Bekanntmachungspflichten?

Im Unterschwellenbereich sind beabsichtigte Auftragsvergaben von Liefer-, Dienst- und
Bauleistungen im Wege einer Beschrankten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb
oder einer Verhandlungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb bzw. Freihandigen Vergabe
ohne Teilnahmewettbewerb sind bei Vorliegen einer Binnenmarktrelevanz (Ziffer 8) auf
www.vergabe.nrw.de zu veréffentlichen.

Bei Beschrankten Ausschreibungen und Freihandigen Vergaben von Bauleistungen ohne vor-
herigen Teilnahmewettbewerb hat jedoch unabhangig vom Vorliegen einer

L vgl. § 6 UVgO, § 20 VOB/A, § 8 VgV
2 \gl. §§ 27 ff. UVgO, §§ 12, 20 Abs. 3 VOB/A, §§ 12, 18 Abs. 3 VOB/A EU §§ 37 ff., 66 VgV
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Binnenmarktrelevanz ab einem voraussichtlichen Auftragswert von 25.000 Euro eine Vero6f-
fentlichung der Beschaffungsabsicht zu erfolgen.

Die Auftragsbekanntmachung muss alle Informationen enthalten, die fir die Entscheidung der
Bietenden (iber die Teilnahme relevant sind. Insbesondere ist die elektronische Adresse der
stadtischen eVergabeplattform anzugeben, unter der die Vergabeunterlagen unentgeltlich,
uneingeschrankt und vollstandig direkt angefordert werden kénnen.

Beabsichtigte Vergaben oberhalb der EU-Schwellenwerte kdnnen mittels einer durch die
Bedarfsstelle zu erstellenden Vorinformation von der Zentralen Vergabestelle bekannt ge-
geben werden. Die Vorinformation ist mit den von der EU- Kommission festgelegten Anfor-
derungen in elektronischer Weise dem Amt fiir Veroffentlichungen der Europdischen Union
zu Ubermitteln.

Eine Vorinformation ist nur dann verpflichtend, wenn der 6ffentliche Auftraggeber von der
Moglichkeit einer Verkiirzung der Angebotsfrist Gebrauch machen maéchte.

Nachdem zu einem Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich der Zuschlag erteilt
wurde, hat eine Bekanntmachung lber den erteilten Auftrag von Liefer- und Dienstleistun-
gen, die als Beschrankte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb oder als Verhand-
lungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb durchgefiihrt wurden, iber www.wupper-
tal.de/rathaus-buergerservice/verwaltung/politik/ausschreibungen/ausschreibungen.php
=> Vergebene Auftrage zu erfolgen. Die Bekanntmachung muss zumindest folgende Infor-

mationen enthalten:

e Name und Anschrift des 6ffentlichen Auftraggebenden und der Vergabestelle,

e Name des beauftragten Unternehmens; soweit es sich um eine natlirliche Person han-
delt, ist deren Einwilligung einzuholen oder deren Name zu anonymisieren,

e die Verfahrensart,

e Art und Umfang der Leistung,

e den Zeitraum der Leistungserbringung.

Die Veroffentlichung der Bekanntmachung erfolgt fiir eine Dauer von drei Monaten.

Von der Bekanntmachung kann abgesehen werden, wenn der Auftragswert unter 25.000

Euro netto liegt.

Nachdem zu einem Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich der Zuschlag erteilt
wurde, hat eine Bekanntmachung liber den erteilten Auftrag von Bauleistungen tber
www.wuppertal.de/rathaus-buergerservice/verwaltung/politik/ausschreibungen/ausschrei-
bungen.php => Vergebene Auftriage zu erfolgen, wenn die Auftragsvergabe als Beschrankte

Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb oder als Freihandige Vergabe erfolgt ist. Die
Bekanntmachung muss zumindest folgende Informationen enthalten:

e Name, Anschrift, Telefon-, Faxnummer und E-Mail-Adresse der Auftraggeberin bzw. des
Auftraggebers,

e gewahlte Verfahrensart,

e Auftragsgegenstand,


https://web-application.wuppertal.de/online-vvp/info_bekanntmachung_neu.php
https://web-application.wuppertal.de/online-vvp/info_bekanntmachung_neu.php
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e Ort der Auftragsausfiihrung,

o Name des beauftragten Unternehmens.

Von der Bekanntmachung kann abgesehen werden, wenn der Auftragswert bei Beschrankten
Ausschreibungen ohne Teilnahmewettbewerb 25.000 Euro oder der Auftragswert bei Frei-
handigen Vergaben 15.000 Euro nicht libersteigt.

Die Veroffentlichung der Bekanntmachung erfolgt fiir eine Dauer von sechs Monaten.

Die Erteilung eines offentlichen Auftrags zu einem Oberschwellenverfahren ist unverziiglich
— spatestens 30 Kalendertage nach Auftragserteilung — bekannt zu machen. Die Vergabebe-
kanntmachungen sind mit den von der EU-Kommission festgelegten Anforderungen in
elektronischer Weise dem Amt fiir Veroffentlichungen der Europdischen Union zu Gbermit-
teln.

Die Bekanntmachungen werden von der Zentralen Vergabestelle durchgefiihrt.
Unterrichtung der Bewerbenden und Bietenden?

Nach der Zuschlagserteilung von Liefer- und Dienstleistungen sowie von freiberuflichen

Leistungen, des Abschlusses einer Rahmenvereinbarung oder der Aufhebung eines Verga-

beverfahrens von Liefer- und Dienstleistungen sowie von freiberuflichen Leistungen im Un-
terschwellenbereich sind die Bewerbenden und Bietenden unverziiglich zu unterrichten.
Auf Verlangen der Bietenden und Bewerbenden sind die Griinde fiir den Ausschluss bzw.
der Nicht-Bericksichtigung innerhalb von 15 Kalendertagen in Textform zu benennen. In
der Begriindung sind sowohl der Name des Bieters oder der Bieterin zu nennen, welcher
bzw. welche den Zuschlag erhalten hat, als auch die Griinde fiir die Nicht-Bericksichtigung
und die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebots mitzuteilen.

Die Bewerbenden und Bietenden, deren Angebote ausgeschlossen wurden oder deren An-
gebote nicht in die engere Wahl kommen, sind bei Vergaben von Bauleistungen im Unter-
schwellenbereich unverziiglich zu unterrichten. Die (ibrigen Bewerbenden und Bietenden
sind zu unterrichten, sobald der Zuschlag erfolgt ist. Auf Antrag der Bietenden oder Bewer-
benden sind die Griinde flir den Ausschluss bzw. der Nicht-Berlicksichtigung innerhalb von
15 Kalendertagen in Textform zu benennen. In der Begriindung sind sowohl der Name des
Bieters oder der Bieterin zu nennen, welcher oder welche den Zuschlag erhalten hat, als
auch die Griinde fir die Nicht- Bertiicksichtigung in Textform mitzuteilen. Die Ubrigen Bie-
tenden sind zu unterrichten, sobald der Zuschlag erteilt worden ist.

Bei Vergaben im Oberschwellenbereich sind die Bewerbenden und Bietenden unverziglich

Uber den Abschluss einer Rahmenvereinbarung, die Zuschlagserteilung oder die Zulassung
zur Teilnahme an einem dynamischen Beschaffungssystem zu unterrichten.

1 vgl. § 46 UVgO, § 19 Abs. 1 VOB/A, § § 62 Abs. 1 und 2 VgV i.V.m. § 134 GWB
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Bei Bauleistungen im Oberschwellenbereich darf ein Vertrag erst 15 Kalendertage nach Ab-
sendung der Zuschlagsinformation geschlossen werden.

Sofern eine Auftragsbekanntmachung oder Vorabinformation veroffentlicht wurde, sind
den Bewerbenden und Bietenden die Aufhebung oder die Neueinleitung eines Vergabever-
fahrens nebst Griinden mitzuteilen.

Zusatzlich sind alle Bewerbenden und Bietenden lber den Verlauf und die Fortschritte der
Verhandlungen und des wettbewerblichen Dialogs zu informieren.

Die Zustandigkeit fur die Unterrichtung der Bewerbenden und Bietenden ergibt sich aus der
Anlage 3, Ziffer 4.

Auftragsidnderungen und Nachtrige?

Bei Auftragsanderungen und -erweiterungen sowie Nachtrdgen ist grundsatzlich ein neues
Vergabeverfahren durchzufiihren, wenn:

e sich die zusatzliche Leistung vom urspriinglichen Auftrag ohne fachliche oder wirtschaft-
liche Nachteile trennen lasst oder

e der bestehende Auftrag wesentlich geandert wird.

Anderungen kénnen insbesondere als unwesentlich bewertet werden, wenn:

e der Anderungswert selbst den maRgeblichen EU-Schwellenwert nicht iibersteigt,

e keine erheblichen inhaltlichen Unterschiede zum urspriinglichen Auftrag bestehen,
e der Umfang des Auftrags nicht erheblich ausgeweitet wird,

e kein Wechsel des Auftragnehmers oder der Auftragnehmerin erfolgen soll,

e im Unterschwellenbereich

= bei Liefer- und Dienstleistungen sowie bei freiberuflichen Leistungen der urspriingli-
che Auftragswert nicht um mehr als 20 Prozent erhoéht wird und

= bei Bauleistungen, die Leistungen der Auftragsanderung bzw. des Nachtrages zur Er-
fillung des Vertragszwecks des Hauptauftrages erforderlich sind,

e und im Oberschwellenbereich

= bei Liefer- und Dienstleistungen sowie bei freiberuflichen Leistungen der urspriingli-
che Auftragswert um nicht mehr als zehn Prozent;
= bei Bauleistungen um nicht mehr als 15 Prozent erhéht wird.

Die Bedarfsstelle hat die fachliche und technische Notwendigkeit von Nachtragen und Auf-
tragsanderungen zu prifen, nachvollziehbar zu begriinden und in den Vergabeunterlagen
zu dokumentieren.

L vgl. § 47 UVgO, § 22 VOB/A, § 132 GWB
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Die vergaberechtlichen Zulassigkeiten von Nachtragen und Auftragsanderungen sind nach
Maligabe der Anlage 3, Ziffer 7.1 durch die Zentrale Vergabestelle zu priifen und im Verga-
bevermerk zu dokumentieren.

Erforderliche Anderungen und Ergdnzungen sind in Textform zu erteilen und zu dokumen-
tieren.

Wesentliche Anderungen eines 6ffentlichen Auftrags ohne Durchfiihrung eines neuen
Vergabeverfahrens sind zulassig, wenn die Voraussetzungen des § 132 Abs. 2 GWB bei
Vergaben im Oberschwellenbereich und i.V.m. § 47 UVgO bei Vergaben von Liefer- und
Dienstleistungen im Unterschwellenbereich vorliegen.

Der ortlichen Rechnungsprifung sind vor Auftragserteilung die Unterlagen und Begriindun-
gen zu den Auftragsanderungen und Nachtragen zu melden.

Dies gilt, sofern die Anderung mehr als zehn Prozent des Ursprungsauftrags und mehr als
5.000 Euro ausmacht. Bei mehreren Auftragsanderungen oder Nachtrdgen gilt diese Voraus-
setzung als erfillt, wenn diese in Summe die Wertgrenzen erreichen.

Beschaffungsmanagement (BM)*

Die Durchfiihrung von UVgO/VgV-Vergabeverfahren tiber 25.000 € — ausgenommen Verfah-
ren gem. § 50 UVgO - tibernimmt das Beschaffungsmanagement (BM) fiir folgende Berei-
che:

e GBO

e Aus dem GB 1 lediglich 101.3 Ressortmanagement, Wahl-amt und Statistik

e GB2.1und2.2

e GB3

e GB4

e GB 5 mit Ausnahme von Software, Netzwerk- und Telekommunikationstechnik, Rechen-
zentrumsausstattung, Endgeraten und sonstiger IT-Arbeitsplatzausstattung, diese wer-
den durch das Amt 402 beschafft.

Die Bedarfsstelle erstellt das Leistungsverzeichnis, ggf. mit vergaberechtlicher und betriebs-
wirtschaftlicher Unterstiitzung des Beschaffungsmanagements. Das Beschaffungsmanage-
ment berat die Bedarfsstelle bei der Erstellung der Vergabeunterlagen und hat die Ver-
pflichtung, auf vergaberechtliche Moglichkeiten und Bedenken hinzuweisen. Das
Beschaffungsmanagement legt die Vergaben auf der E-Vergabeplattform an und fuhrt das
gesamte Vergabeverfahren durch.

Das Vergabeverfahren umfasst auch die Feststellung der Eignung der Bieter, die Wertung der
Angebote sowie die Festlegung des wirtschaftlichsten Angebotes. Die Wertung erfolgt bei
Bedarf in Abstimmung mit der Bedarfsstelle.

1 bisher: Zentraleinkauf
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Der Zuschlag erfolgt aufgrund des neutral ermittelten Auswertungsergebnisses und der Be-
wertung des Preis-/Leistungsverhaltnisses durch das Beschaffungsmanagement an den wirt-
schaftlichsten Bieter. Der Vergabevorschlag und die Meldung an das RPA erfolgt durch das
Beschaffungsmanagement unter Einbindung des Genehmigers der Bedarfsstelle.

Der Vergabevorgang verbleibt bis zur Freigabe der Vergabeentscheidung durch das RPA beim
Beschaffungsmanagement, danach wird er der Bedarfsstelle zur weiteren Verwendung und
Aufbewahrung lbergeben.

Die Erstellung des Zuschlagschreibens erfolgt durch das Beschaffungsmanagement.

Die zeitliche Durchfiihrung der Vergabeverfahren richtet sich nach dem Datum des Ein-
gangs beim Beschaffungsmanagement, sowie Personalkapazitat und Priorisierung durch das
Beschaffungsmanagement. Die Durchfiihrung von Vergabeverfahren ist beim Beschaffungs-
management — wenn moglich — spatestens 4 Monate vor dem beabsichtigten Vertragsbe-
ginn zu beauftragen.

Die Beschaffung gleichartiger Waren und Dienstleistungen, die regelmaRig von einer oder
mehreren Bedarfsstellen der Stadtverwaltung benétigt werden und einen geschatzten Ge-
samtauftragswert von mindestens 25.000 € netto fiir die gesamte Vertragslaufzeit aufwei-
sen, ist zu biindeln.

Dabei ist regelmaBig zu priifen, inwiefern diese Waren und Dienstleistungen Gber Rahmen-

vertrage beschafft werden kénnen.

Als Basis fiir die Bindelung von Beschaffungsbedarfen sollen regelmaRige Analysen zu ge-
samtstadtischen Beschaffungsvolumina durchgefiihrt werden.

Die Zustandigkeit liegt beim Beschaffungsmanagement.

Ausgenommen von der Regelung nach 34.4 sind:

e Vergaben nach § 50 UVgO
e Hardware, Software und Telekommunikation®
e Bauleistungen

e Facility-Management-Leistungen?
Abnahme?®

Flr die ordnungsgemale Vertragserfillung und Einhaltung der Fristen zur Anzeige und Gel-
tendmachung von Mangeln ist die Bedarfsstelle verantwortlich. lhr obliegt die Abnahme der
Leistungen sowie die vollstindige Vertragsabwicklung. Hierzu z3hlt insbesondere die Uber-

wachung der Mangelbeseitigung und die Realisierung von Anspriichen.

1 Diese fallen in die Zustandigkeit des Stadtbetriebs 402,

2 Diese fallen in die Zustandigkeit insbesondere des GMW
8 vgl. Vergabehandbuch (VHB NRW) ,Allgemeine Vorbemerkungen” Seite 3
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Jede Lieferung ist sofort — ggf. durch Stichproben —auf Vollstiandigkeit und Ubereinstimmung
mit den geforderten Qualititsmerkmalen zu priifen. Sind schon bei der Ubergabe wesentli-
che Mangel erkennbar, sind die Leistungen wegen nicht vertragsgemaRer Erfiillung zurlick-

zuweisen.

Das Ergebnis der Priifung ist in einem Abnahmeprotokoll festzuhalten. Beanstandungen
sind im Abnahmeprotokoll anzugeben.

Bei Beanstandungen, die im Abnahmeprotokoll aufgefiihrt sind, ist die anschlieRende Man-
gelverfolgung und —beseitigung zu dokumentieren. Eine erneute Abnahme ist gegebenen-
falls erforderlich.

Bei Baumalinahmen ist eine formliche Abnahme durchzufiihren und eine Niederschrift zu
erstellen. Ein Abnahmeprotokoll ist bei jedem abgewickelten Auftraganzufertigen. Bei Be-
anstandungen, die im Abnahmeprotokoll aufgefiihrt sind, ist die anschlieRende Mangelver-
folgung und -beseitigung zu dokumentieren. Falls erforderlich ist eine erneute Abnahme
durchzufiihren.

Auftragsabrechnung

Alle von den Auftragnehmenden eingereichten Rechnungen werden von der Bedarfsstelle
gepriift.

Werden bei der Priifung Anderungen gegeniiber Forderungen vorgenommen, ist dies den
Auftragnehmenden unverziglich bekannt zu geben.

Abschlagszahlungen werden nur auf schriftlichen Antrag der Auftragnehmenden in Hohe
des Wertes der jeweils nachgewiesenen vertragsgemaRen Leistungen gewahrt. Die ver-
tragsgemaR erbrachten Leistungen sind durch priifbare Aufstellungen und/oder Nachweise
durch die Auftragnehmenden nachzuweisen.

Auftragnehmende von Bauleistungen sind durch die Bedarfsstelle tiber Schlusszahlungen
mit Hinweis auf die Ausschlusswirkung schriftlich zu unterrichten.

Gewabhrleistung

Die Bedarfsstelle hat grundsatzlich spatestens einen Monat vor Ablauf der Gewahrleis-
tungsfrist eine Kontrolle zur Mangelfeststellung durchzufiihren.

Das Ergebnis ist in den Vergabeunterlagen zu dokumentieren.

Werden bei der Kontrolle Mangel festgestellt, veranlasst die Bedarfsstelle die notwendigen
Schritte zur Verwirklichung der Gewahrleistungsanspriiche.

Bilrgschaften sind bei ordnungsgemalRer Erflllung zeitnah zuriickzugeben.
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Geheimhaltung und Datenschutz

Alle Beschéftigten der Stadt Wuppertal sowie der stadtischen Sondervermdgen sind zur Ge-
heimhaltung tber Inhalte aus Vergabeverfahren verpflichtet. Auch verwaltungsintern dir-
fen Informationen nur insoweit weitergegeben werden, als dies zur Abwicklung des Verfah-
rens oder aus Rechtsgriinden erforderlich ist.

Bei Bauleistungen erhalten nur die bei formalen Verfahren beteiligten Bietenden Auskiinfte
zum Submissionsergebnis. Ansonsten diirfen bei Bau-, Liefer- und Dienstleistungen keine
Ergebnisse mitgeteilt werden, auch nicht an Herstellungs- oder Lieferbetriebe.

Dritte erhalten nur Informationen, soweit hierzu eine gesetzliche Verpflichtung besteht. Da-
bei sind Dienst- oder Geschaftsgeheimnisse zu wahren sowie datenschutzrechtliche Bestim-
mungen zu beachten.

Wahrend des gesamten Vergabeverfahrens sind alle Daten und Informationen der Bieten-
den und Teilnehmenden vertraulich zu behandeln. Daten und Informationen, insbesondere
personenbezogene, sind nach Abschluss des Vergabeverfahrens zu I6schen, soweit diese
fr die Dokumentationspflichten und Vertragsabwicklung nicht erforderlich sind.

Rechtliche Wirkung

Die Bestimmungen dieser Dienstweisung regeln das verwaltungsinterne Verfahren der
Vergabe von Lieferungen und Leistungen. Sie werden nicht Vertragsbestandteil und geben
somit weder den Bietenden noch den Auftraggebenden ein einklagbares Recht.

Beteiligung der ortlichen Rechnungspriifung

Die Beteiligung der ortlichen Rechnungsprifung zwecks Prifung von Vergabeverfahren der
Stadt Wuppertal richtet sich nach dem 10. Teil der GO NRW, der Rechnungspriifungsord-
nung der Stadt Wuppertal, dieser Dienstanweisung sowie der von der 6rtlichen Rechnungs-
prifung zu erlassenden Melde- und Vorlageregelungen.

Die Priifung der Vergaben ist Pflichtaufgabe der 6rtlichen Rechnungsprifung nach § 104 Abs.
1 GO NRW. Sie ist dabei unabhangig und an Weisungen nicht gebunden (vgl. § 101 Abs. 2 GO
NRW, i.V.m. der 6rtlichen Rechnungsprifungsordnung). Insofern entscheidet die Rechnungs-
prifung Gber das Ob und das Wie einer Prifung im jeweiligen Einzelfall sowie unter Beach-
tung sondergesetzlicher Regelungen oder férderrechtlicher Bestimmungen.®

Die ortliche Rechnungsprifung erhalt mit dem Anlegen des Verfahrens auf der elektroni-
schen Vergabeplattform einen Zugang zum Verfahren. Damit kann sich die ortliche Rech-
nungsprifung Gber die beabsichtigten Ausschreibungen, die Submissionstermine und die
durchgefiihrten Vergaben informieren.

1zB.AN Best, §§ 8 Abs. 3, 15 Abs. 3 KInvF6G NRW,
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Der ortliche Rechnungspriifung wird bereits praventiv die Fertigstellung der Leistungsver-
zeichnisse bzw. der Leistungsbeschreibungen vor der Auftragsbekanntmachung (Veroffent-
lichung der Ausschreibung) gemeldet.!

Der drtlichen Rechnungspriifung ist auf Wunsch die Teilnahme an (Er-)Offnungsterminen zu

Zur Priifung der Vergaben sind der ortlichen Rechnungspriifung die vollstandigen Vergabe-
unterlagen, bestehend aus der Vergabeakte und dem Vergabevermerk einschlief3lich der
nicht bericksichtigten Angebote zur Verfligung zu stellen. Falls es sich um eine Vergabe mit
Fordermittelbezug handelt, ist auch der Zuwendungsbescheid mit vorzulegen.

Die drtliche Rechnungspriifung wird vor der Erteilung des Zuschlags beteiligt.?

Direktauftrage mit Férdermittelbezug sind der ortlichen Rechnungsprifung vor der Auf-

Vor der Beauftragung eines Nachtrags oder einer Auftragsanderung sind diese der ortlichen
Rechnungspriifung zu melden. Dies gilt, sofern die Anderung mehr als zehn Prozent des Ur-
sprungsauftrags oder mehr als 5.000 Euro netto ausmacht. Bei mehreren Auftragsanderun-
gen oder Nachtragen gilt diese Voraussetzung als erfillt, wenn diese in Summe die Wert-

Die Entscheidung Gber die Aufhebung eines Vergabeverfahrens ist vor der Aufhebung der
ortlichen Rechnungspriifung zu melden.

Die Unterlagen sind so rechtzeitig und vollstandig zur Verfligung zu stellen, dass der ortli-

chen Rechnungspriifung eine sachgerechte Priifung ermoglicht wird.

Werden bei der Vergabe und/oder Ausfiihrung von Leistungen Verfehlungen i.S.v. § 3 Kor-
ruptionsbG NRW bekannt, so sind diese unverziglich der 6rtlichen Rechnungsprifung anzu-
Vergaberiigen bzw. -beschwerden sind der ortlichen Rechnungspriifung unverziiglich anzu-

Schlussrechnungen von Bauleistungen sind der 6rtlichen Rechnungspriifung vor der Leis-

Die ortliche Rechnungspriifung ist Gber die geplante Abnahme von BaumalRnahmen zu in-
formieren. |hr ist auf Wunsch die Teilnahme an den Terminen zu erméglichen. 4

Wertgrenzen in den Melde- und Vorlageregelungen der &rtlichen Rechnungspriifung sind zu beachten.
Wertgrenzen in den Melde- und Vorlageregelungen der 6rtlichen Rechnungsprifung sind zu beachten.

Wertgrenzen in den Melde- und Vorlageregelungen der ortlichen Rechnungsprifung sind zu beachten.

40.3.
40.4.
ermoglichen.
40.5.
40.6.
40.7.
tragserteilung zu melden.
40.8.
grenzen erreichen.
40.9.
40.10.
40.11.
zeigen.
40.12.
zeigen.
40.13.
tung der Schlusszahlung vorzulegen. 3
40.14.
1
2
3
4

Wertgrenzen in den Melde- und Vorlageregelungen der &rtlichen Rechnungspriifung sind zu beachten.
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41. Inkrafttreten

41.1. Diese Dienstanweisung tritt am 01.01.2025 in Kraft.

41.2. Die bisherige , Dienstanweisung Vergaben” vom 31.03.2020 tritt mit Ablauf des 31.12.2024
auBer Kraft.

Wuppertal, den 04.10.2024

gez..
Uwe Schneidewind —
Oberbirgermeister—

Anlagen:

e Anlage 1: Wertgrenzentabelle
e Anlage 2: Abkiirzungsverzeichnis

e Anlage 3: Prozessablaufdarstellung
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Anlage 1

Wertgrenzentabelle

Wertgrenzen fiir die Wahl der Vergabeart gemall den Kommunalen Vergabegrundsatzen seit dem

31. Dezember 2021 in Euro (netto) Stand: Marz 2023

Leistungsart

Freiberufliche

Soziale oder beson-

Verfahrensart Bauleistungen Dienstli:eei::l:;::: Leistungen dere Dienstleistg.
gem. § 50 UVgO § 130 Abs. 1 GWB
Direktauftrag bis 25.000 bis 25.000 bis 25.000
Auftrage fir Architek-
ten und Ingenieure:
Verhandlung mit nur
Freihdndige Vergabe einem geeigneten Be-
bzw. je Gewerk bis 100.000 bis 100.000 werber/einer geeig-
Verhandlungsvergabe neten Bewerberin .
. . . . bis 250.000
mit und ohne je Gesamtauftrag bis zuldssig
Teilnahmewettbe- 200.000 bis 150.000
werb
sonst
bis zum EU-Schwel-
lenwert
Beschrankte je Gewerk bis
Ausschreibung 1.000.000 bis 100.000 bis 250.000 sowie
ohne Verhandlungsvergabe

Teilnahmewettbe-
werb

je Gesamtauftrag bis
2.000.000

mit und ohne TW

Offentliche
Ausschreibung

und

Beschrankte Aus-
schreibung mit Teil-
nahmewettbewerb

bis zum EU-Schwel-
lenwert

bis zum EU-Schwel-
lenwert

bis zum EU-Schwel-
lenwert, alternativ
Verhandlungsvergabe
mit TW

EU-Verfahren?

ab dem EU-Schwel-
lenwert von
5.538.000 (gilt auch
fiir Bau- und Dienst-
leistungskonzessio-
nen)

ab dem EU-Schwel-
lenwert von 221.000

ab dem EU-Schwel-
lenwert von 221.000

ab dem EU-Schwel-
lenwert von 750.000

1 Dies sind die EU-Schwellenwerte fiir die Jahre 2024-2025. Die EU-Schwellenwerte werden alle zwei Jahre neu angepasst.
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Anlage 2
Abkiirzungsverzeichnis

Abkiirzung Langtext
AentG Arbeitnehmer-Entsendegesetz
DA Vergabe Dienstanweisung Vergabewesen
e.V. eingetragener Verein
EStG Einkommensteuergesetz
EU Europaische Union
GO NRW Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen
gpaNRW Gemeindeprifungsanstalt Nordrhein-Westfalen
GWB Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen
KAG Kommunalabgabengesetz fiir das Land Nordrhein-Westfalen
KomHVO Kommunalhaushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen
KorruptionsbG Korruptionsbekampfungsgesetz
MBI. NRW. Ministerialblattes fir das Land Nordrhein-Westfalen
NRW Nordrhein-Westfalen
0.g8. oben genannte(n)
PartGG Gesetz liber Partnerschaftsgesellschaften Angehdoriger Freiberuflicher Be-

rufe
S. Seite
SchwarzArbG Schwarzarbeiterbekdampfungsgesetz
TVgG Tariftreue- und Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen
uvgO Unterschwellenvergabeordnung

Verordnung zur Statistik Gber die Vergabe 6ffentlicher Auftrage und Konzes-
VergStatvoO ]

sionen
VgV Verordnung lber die Vergabe 6ffentlicher Auftrage
VMP NRW Vergabemarktplatz Nordrhein-Westfalen
VOB Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistungen
VOB/A Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistungen Teil A
VOB/A-EU Vergabebestimmungen im Anwendungsbereich der Richtlinie 2014/24/EU
WRegG Wettbewerbsregistergesetz

Ziff.

Ziffer
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Anlage 3

Prozessablaufdarstellung

1) Vorbereitung der Vergabe ‘

1.1 | Bedarf feststellen

1.2 | Leistungsbeschreibung/Leistungsverzeichnis inklusive
der Eignungskriterien und Nachweise erstellen

1.3 | Auftragswert schatzen

1.4 | Mittelbereitstellung/Finanzierung klaren

1.5 | Zuschlagskriterien und deren Gewichtung vorschlagen

1.6 | Losbildung vorschlagen bzw. begriindet verneinen

1.7 | Vergabeverfahrensart vorschlagen

1.8 | Bieterkreis vorschlagen (nur bei nicht 6ffentlichen Ver-
fahrensarten)

1.9 | Kammerei Uber die beabsichtigte Ausschreibung infor-
mieren, Mittelfreigabe beantragen und Obligo-Erfassung
im SAP-System vornehmen. (Fir Sondervermdgen ist
dies sinngemaf anzuwenden.)

1.10 |Vergabeverfahren ggf. nach Prifung der Binnenmarktre- Zentrale
levanz festlegen Vergabestelle

1.11 |ggf. Ex-ante Information vornehmen
(nur bei nicht 6ffentlichen Verfahrensarten)

1.11.1 | Ex-ante-Verdffentlichung durchfiihren

1.11.2 | Interessenbekundungen bearbeiten, zur Priifung der
Bietendeneignung an die Bedarfsstelle weiterleiten

1.11.3 | Bietendeneignung prifen und feststellen, ggf. den vorge-
schlagenen Bietendenkreis anpassen und an die Zent-
rale Vergabestelle weiterleiten

1.12 | Bietendenkreis erganzen bzw. andern und festlegen Zentrale
(nur bei nicht éffentlichen Verfahrensarten) Vergabestelle

1.13 | Leistungsbeschreibung/Leistungsverzeichnis vergabe-
rechtlich prufen; die Priifung erfolgt risikoorientiert, d.h.
- stets bei Vergaben ab einem vorab geschatzten Auf-
tragswert von 250.000 Euro netto, bei Férdermal3nah-
men, bei EU-weiten Vergabeverfahren sowie bei Verga-
ben von besonderer Bedeutung

- im Ubrigen nach Bedarf
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1.14

Die Unterlagen werden dem RPA zum Abruf fiir einen
Tag zur Verfligung gestellt. Das RPA entscheidet, ob die
Unterlagen geprift werden. Sollte keine Anforderung der
Unterlagen durch das RPA erfolgen, kann das Verfahren
weitergefihrt werden. Sollten die Unterlagen angefordert
werden, hat das RPA 5 Tage Zeit die Unterlagen zu pri-
fen.

1.15

Leistungsbeschreibung/Leistungsverzeichnis fachlich
und vergaberechtlich prifen *)

1.16

Zuschlagskriterien und deren Gewichtung bzw. der Wer-
tungsmatrix in Abstimmung mit den Bedarfsstellen fest-
legen

1.17

Vergabeverfahren auf der Vergabeplattform/im Vergabe-
managementsystem anlegen, der Rechnungsprufung ei-
nen Zugang zum Verfahren einrichten

1.18

Vergabeunterlagen zusammenstellen und auf der Verga-
beplattform/im Vergabemanagementsystem einstellen

1.19

Termine und Fristen zum Vergabeverfahren festsetzen

1.20

gof. Rechnungsprifung vor der Auftragsbekanntma-
chung beteiligen

1.21

Vergabeunterlagen priifen *)

2) Durchfiihrung der Vergaben

Zentrale
Vergabestelle
ab 25.000,01

€

Zentrale
Vergabestelle

Zentrale
Vergabestelle
ab 25.000,01

€

2.1 | Ausschreibung verdéffentlichen bzw. Vergabeunterlagen
versenden

2.2 | Bietendenanfragen bearbeiten, fachliche Bietendenan-
fragen anonymisieren und zur Beantwortung an die Be-
darfsstelle weiterleiten

2.3 | Fachliche Bietendenanfragen beantworten und Antwort
an die Zentrale Vergabestelle Gibergeben

2.4 | Bietendenanfragen i.d.R. an alle Bietenden beantworten

2.5 | Sammlung und Verwahrung der schriftlichen Angebote,
Muster und Proben unter Verschluss

2.6 | (Er)-Offnungstermin durchfiihren, Niederschrift iiber die
Angebotsoffnung erstellen
ggf. am (Er-)Offnungstermin teiinehmen

2.7 | elektronische Angebote sichern, schriftliche Angebote

sind gegen mdogliche Veranderungen und Manipulation
zu sichern bzw. zu kennzeichnen

Zentrale
Vergabestelle

Zentrale
Vergabestelle

Zentrale
Vergabestelle
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2.9

Submissionsergebnis an die Bietenden versenden
3) Prufung und Wertung der Angebote

Angebote formell und rechnerisch prufen, Preisspiegel
erstellen

3.2

Angebote wirtschaftlich und fachlich prifen

Zentrale
Vergabestelle

3.3

Eignung der Bietenden feststellen (bei 6ffentlichen Ver-
fahrensarten oder wenn zusétzliche Eignungsunterlagen
vorzulegen sind), Gleichwertigkeit der Anderungsvor-
schlage und Nebenangebote zum Hauptangebot priifen,
Angemessenheit und Auskdmmlichkeit der Preise prifen
und ggf. die Zentrale Vergabestelle zur Beratung und
gofs. zur Einholung eines Benehmens einbinden.

3.4

gof. Aufklarung durchfiihren

3.5

gof. Vergabeunterlagen an- und nachfordern, ggf. Nach-
weis der Auskdmmlichkeit anfordern

3.6

Benachrichtigung nicht bericksichtigter Bietender, deren
Angebote ausgeschlossen worden sind oder nicht in die
engere Wahl kommen

3.7

Wettbewerbsregisterauskunft zum Bestbieter/zur Best-
bieterin einholen

3.8

Gewerbezentralregisterauskunft zum Bestbieter/zur
Bestbieterin einholen und priifen (Um eine Informations-
lucke fur Auftraggebende zu verhindern, besteht die
Mdglichkeit, das Gewerbezentralregister auf freiwilliger
Basis bis zum 31. Mai 2025 abzufragen.)

3.9

Vergabevorschlag erstellen und der Rechnungspriifung
melden.

Zentrale
Vergabestelle

Zentrale
Vergabestelle

3.10

ortliche Prufung der Vergabe, ggf. Prifvermerk erstellen
und an die Bedarfsstelle/LE zur Stellungnahme schicken
bzw. Freigabe im Vergabemanagementsystem vorneh-
men; *)

4.1

wie Muster DA
4) Auftragsvergabe

Auftragsschreiben nach ggf. erfolgter Beratung durch die
ZV fertigen und dem/der Unterschriftsberechtigten vorle-
gen (entsprechend Ziffer 29 der Vergabedienstanwei-
sung)

4.2

Auftragsschreiben versenden
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4.3

Benachrichtigung der weiteren nicht beriicksichtigten
Bietenden nach ggf. erfolgter Beratung durch die ZV. In
Fallen des § 134 GWB ist im Rahmen der Wartefrist eine
vergaberechtliche Priifung durch Vorlage an die ZV
durchzufihren.

4.4

ggf. Ex-post-Veroffentlichung durchfiihren

4.5

51

5) Auftragsabwicklung

Zentrale Vergabestelle uber die Auftragsvergabe infor-
mieren und Zuschlagsschreiben und weitere Vertragsin-
halte in die e-Vergabeplattform einstellen.

Zentrale
Vergabestelle

Leistungsausfiihrung begleiten und Uberwachen, Leis-
tungsabweichungen feststellen, ggf. Funktionsfahigkeit
der Leistung prufen

Kostenkontrolle durch Uberpriifen der Leistungsabrech-
nung der Auftragnehmenden im Vergleich zu den Ver-
tragspreisen und der fortgeschriebenen Kostenberech-
nung

Prufen und Bearbeiten von Nachtragen siehe unter 7)

Rechnungsprufung tber den Abnahmetermin informie-
ren, Leistung abnehmen

gaf. an Abnahmetermin teilnehmen

Verjahrungsfristen der Mangelbeseitigungsanspriiche
auflisten

Mangelbeseitigung vor Ablauf der Gewabhrleistungsfris-
ten kontrollieren, ggf. Verwirklichung von Gewabhrleis-
tungsansprichen

6) Bearbeitung von Aufhebungen

Aufhebung des Vergabeverfahrens vorschlagen

Zentrale Vergabestelle und die Rechnungsprifung an
der Entscheidung uber die Aufhebung beteiligen

Aufhebung des Vergabeverfahrens prufen.

Zentrale Vergabestelle priift die Aufhebung des Verga-
beverfahrens. Die Rechnungspriifung entscheidet tber
das Ob und das Wie einer eigenen Priifung.*)

Entscheidung dokumentieren und die Aufhebung des
Vergabeverfahrens durchfiihren und den Bietenden mit-
teilen

7) Bearbeitung von Nachtragen

Nachtrage bzw. Auftragséanderungen auf fachliche und
technische Notwendigkeit priifen

Zentrale
Vergabestelle
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7.1.1

Nachtrage bzw. Auftragsanderungen nach Meldung
durch die Bedarfsstelle auf die vergaberechtliche Zulas-
sigkeit priifen und im Vergabevermerk dokumentieren,
soweit

- die Wertgrenzen nach § 132 GWB Uberschritten wer-
den bzw. Uberschritten werden kénnen

- es sich um FérdermalRnahmen handelt oder

- es sich um Vergaben von besonderer Bedeutung han-
delt.

Im Ubrigen priift die Zentrale Vergabestelle nach Bedarf.

Zentrale
Vergabestelle

7.2 | Nachtrdge bzw. Auftragsénderungen der Rechnungsprii-
fung zur Prifung melden, Nachtrédge mit Fordermittelbe-
zug sind immer der Rechnungsprifung zu melden.
7.3 | Nachtrag bzw. Auftragsanderung priifen; *)
7.4 | Erstellung des Nachtragsauftragsschreibens unter Be-
achtung der Unterschriftsbefugnisse
7.5 | Nachtragsauftrag erteilen und zur Vergabeakte hinzufi-
gen
8) Bearbeitung von Vergabebeschwerden
8.1 | Eingegangene Vergabebeschwerden unverziglich an Zentrale
die Rechnungsprufung weiterleiten Vergabestelle
8.2 | Vergabebeschwerde priifen *) -
8.3 | Vergabebeschwerde vergaberechtlich prifen und feder- Zentrale
fuhrend bearbeiten Vergabestelle
9) Sonstige Zustandigkeiten bei der Vergabe
9.1 | Verfahrensschritt dokumentieren Zentrale
(jede Stelle hat den von ihr durchgefiihrten Verfahrens- Vergabestelle
schritt zu dokumentieren)
9.2 | Vollstandigkeit der Dokumentation des Vergabeverfah-
rens prifen und ggf. die fehlende Dokumentation von
der jeweils zustandigen Stelle anfordern
9.3 | Vergabedatenbank flihren und auswerten
9.4 | Bietendendatenbank einrichten und pflegen und Listen
Uber negative Eignungsfeststellung fihren.
9.5 | Vergabestatistik fuhren (insbs. Meldungen gem. § 8
VergStatVO) und Registerabfragen bzw. Registermel-
dungen durchfiihren.
9.6 | Vergabedienstanweisung fortschreiben
9.7 | einheitliches Formularwesen fur die Durchfihrung von

Vergabe- und Nachtragsverfahren erstellen und pflegen
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Zustandigkeiten/Schnittstellen
Bedarfsstelle / LE, Zentrale Vergabestelle und Rechnungsprifung
(Verfahrensbezogene Darstellung)

Verfahrensschritte Zustandigkeit

Bedarfs- Zentr. Ver- | Rechnungs-
stelle/LE gabestelle prifung

*) Die Prufung der Vergaben ist Pflichtaufgabe der ortlichen Rechnungspriifung nach § 104 Abs. 1 GO
NRW; sie ist dabei unabhéngig und an Weisungen nicht gebunden (vgl. § 101 Abs. 2 GO NRW, i.V.m.
der drtlichen Rechnungsprifungsordnung). Insofern entscheidet die Rechnungsprifung tiber das Ob und
das Wie einer Prufung im jeweiligen Einzelfall.
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	16.4. Es sind nur solche Zuschlagskriterien zu wählen, die einen zwingenden Bezug zum Auftragsgegenstand aufweisen. Die Zuschlagskriterien müssen diskriminierungs- und willkürfrei sein.
	16.5. Gibt es mehr Zuschlagskriterien als den Preis, ist eine Gewichtung vorzunehmen.
	16.6. Eine Preisgewichtung von 80 Prozent und mehr kommt nur bei sehr hoch standardisierten Beschaffungen zur Anwendung. Eine Preisgewichtung von unter 30 Prozent kann ebenfalls nur in besonderen Ausnahmefällen und mit einem entsprechend hohen Begründ...
	16.7. Die Zuschlagskriterien und deren Gewichtung sind in der Auftragsbekanntmachung oder in den Vergabeunterlagen zu benennen.
	16.8. Die Zuschlagskriterien werden von der Zentralen Vergabestelle in Absprache mit der zuständigen Bedarfsstelle festgelegt und gewichtet. Diese sind in die Vergabeunterlagen aufzunehmen und mit bekannt zu machen.

	17. Rahmenvereinbarung
	17.1. Sofern die Menge und der Umfang einer Leistung nicht vollständig ermittelt werden kann, bzw. eine flexible Reaktion auf nicht absehbare Änderungen begründet notwendig ist, ist der Abschluss einer Rahmenvereinbarung anzustreben.
	17.2. In solchen Fällen wird der Rahmen des Beschaffungsgegenstandes einem Preiswettbewerb unterstellt. Die konkrete Leistungspflicht hingegen wird erst mit dem Erteilen des Einzelabrufs der Leistung begründet.
	17.3. Rahmenvereinbarungen sind über die Gesamtleistung oder einen Mindestteil davon und stets über einen bestimmten Zeitraum abzuschließen. Sie dürfen nicht dazu dienen, den Wettbewerb langfristig auszuschließen.
	17.4. Für Bauleistungen oberhalb und unterhalb des Schwellenwertes soll die Laufzeit höchstens vier Jahre betragen. Für Liefer- und Dienstleistungen unterhalb des Schwellenwertes soll die Laufzeit höchsten sechs Jahre und oberhalb des Schwellenwertes ...
	17.5. Für den Abschluss einer Rahmenvereinbarung ist das voraussichtliche Auftragsvolumen (Liefer- und Leistungsmenge) so genau wie möglich zu ermitteln und bei Rahmenvereinbarungen im Oberschwellenbereich ist zudem die abrufbare Höchstmenge in der Be...
	17.6. Eine konkrete Rahmenvereinbarung muss mindestens enthalten:
	17.7. Für Rahmenvereinbarungen gelten ansonsten die gleichen Vorschriften wie für die Erteilung anderer öffentlicher Aufträge.
	17.8. Der Zuschlag muss auf das im Vergabeverfahren definierte wirtschaftlichste Angebot erfolgen.

	18. Bietendenvoraussetzungen19F
	18.1. Es dürfen nur fachkundige, leistungsfähige sowie zuverlässige, insbesondere gesetzestreue Unternehmen berücksichtigt werden.
	18.2. Die Zentrale Vergabestelle führt ein Register über die Unternehmen, die die Stadt Wuppertal an das Wettbewerbsregister gemeldet hat. Die aktuelle Liste wird in regelmäßigen Abständen von der Zentralen Vergabestelle an die Leistungseinheiten (Res...
	18.3. Die Zentrale Vergabestelle führt zudem ein Register mit den Unternehmen, die bei der Stadt Wuppertal für den genannten Zeitraum bei beschränkten Ausschreibungen und freihändigen Vergaben bzw. Verhandlungsvergaben wegen einer schlechten Eignungsr...
	18.4. Im Rahmen der Auftragsvergabe ist zu prüfen, ob ein Unternehmen die nötige Eignung besitzt. Hat ein öffentlicher Auftraggeber Erkenntnisse, wonach das Unternehmen unzuverlässig ist, ist er berechtigt, das Unternehmen von solchen Aufträgen auszus...
	18.5. Die Eignungskriterien müssen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung stehen. Sie müssen sich auch auf die Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung, die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit sowie auf die technische und beruflich...
	18.6. Bei freiberuflichen Leistungen sind die Eignungskriterien so zu wählen, dass kleinere Büroeinheiten und Berufsanfangende sich beteiligen können. (vgl. Ziffer 8.3 a) der Kommunalen Vergabegrundsätze).
	18.7. Für den Beleg der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen sind im nationalen Bereich grundsätzlich Eigenerklärungen zu verlangen, deren Angaben durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt sind.
	18.8. Zur Beurteilung der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit von Bietenden bei Bauleistungen sollen die Umsätze der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre als Nachweise heranzuziehen, sofern diese mit der zu vergebenden Leistung...
	18.9. Zur Beurteilung der Fachkunde Bietender von Bauleistungen sollen vergleichbare Leistungen der letzten fünf Kalenderjahre nachgewiesen werden. Die Zentrale Vergabestelle kann in Einzelfällen entscheiden, ob sie nach entsprechendem Hinweis in den ...
	18.10. Bei der Beurteilung der Zuverlässigkeit der Bietenden von Bauleistungen sind Selbstreinigungsmaßnahmen in entsprechender Anwendung der § 6a Abs. 1 S. 2 und § 6f Abs. 1 und 2 VOB/A-EU zu berücksichtigen.
	18.11. Bei der Vergabe von Bauleistungen entfällt die spezielle Eignungsprüfung, wenn das Unternehmen seine auftragsunabhängige Eignung durch die von der Vergabestelle direkt aufrufbare Eintragung in der allgemein zugänglichen Liste des Vereins für di...
	18.12. Bei Bauleistungen unter einem geschätzten Auftragswert von 10.000 Euro kann auf die Einholung von Eignungsnachweisen verzichtet werden.
	18.13. Bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen entfällt die spezielle Eignungsprüfung, wenn Unternehmen im amtlichen „Verzeichnis präqualifizierter Unternehmen für Liefer- und Dienstleistungen“ des Deutschen Industrie- und Handelskammertags r...
	18.14. Bei Beratungs- und Schulungsleistungen ist sicherzustellen, dass die eingesetzten Personen bei der Erfüllung des Auftrags nicht den Einflüssen der Scientology-Organisation unterliegen. Die Zentrale Vergabestelle stellt sicher, dass bei der Auss...
	18.15. Die Entscheidung, ob auf die Einholung von Eignungsnachweisen verzichtet werden kann, liegt bei der Zentralen Vergabestelle.
	18.16. Die Eignungskriterien und die verlangten Nachweise sind abschließend in den Vergabeunterlagen anzugeben.
	18.17. Die Eignung des Unternehmens wird im Rahmen der Angebotsauswertung geprüft.
	18.18. Bei Nicht-Vorliegen der verlangten Nachweise bei Öffnung des Angebots können diese innerhalb einer angemessenen Frist nachgefordert werden, sofern in den Vergabeunterlagen durch die Zentrale Vergabestelle nicht auf die Nachforderung verzichtet ...
	18.19. Das Unternehmen, welches die verlangten Nachweise nicht eingereicht hat bzw. der Nachforderung nicht nachgekommen ist, ist vom weiteren Vergabeverfahren auszuschließen. Der Ausschluss ist zu dokumentieren und unverzüglich dem betroffenen Bieten...

	19. Eignungsleihe21F
	19.1. Im Rahmen der Eignungsleihe nehmen die Bewerbenden oder die Bietenden zur Erfüllung der geforderten wirtschaftlichen, finanziellen, technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch. Dadurch ist es de...
	19.2. Die Bewerbenden oder die Bietenden, die sich auf die Eignungsleihe berufen, haben zu garantieren, dass ihnen die zugesagten Kapazitäten des dritten Unternehmens für die Auftragsausführung tatsächlich zur Verfügung stehen. Dies haben die Bietende...
	19.3. Bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen im Unterschwellenbereich ist durch die Bedarfsstelle zu bestimmen, ob die Eignungsleihe zugelassen wird. Wird die Eignungsleihe zugelassen, hat die Bedarfsstelle weiter zu bestimmen, welche Aufgaben der L...
	19.4. Bei Bauleistungen im Unterschwellenbereich ist die Eignungsleihe aufgrund des Selbstausführungsgebots nicht zulässig.
	19.5. Im Oberschwellenbereich kann die Bedarfsstelle für Liefer-, Dienst- und Bauleistungen bei kritischen Aufgaben bestimmen, dass diese von den Auftragnehmenden selbst durchzuführen sind. Kritische Aufgaben sind solche von herausragender Bedeutung f...
	19.6. Die Bedarfsstelle hat spätestens vor Zuschlagserteilung sicherzustellen, dass auch Drittunternehmende die Nachweise für die Anforderungen aus Ziffer 18 erbringen.

	20. Unterauftragnehmende22F
	20.1. Bei Vergabeverfahren über Liefer- und Dienstleistungen sowie über Bauaufträge im Oberschwellenbereich hat die Bedarfsstelle festzulegen, ob Unterauftragnehmende zugelassen werden.
	20.2. Werden durch die Bedarfsstelle Unterauftragnehmende zugelassen, hat sie zu bestimmen, welche Aufgaben durch die Bietenden selbst durchzuführen sind.
	20.3. Die Bietenden haben die vorgesehenen Unterauftragnehmenden in den Angebotsunterlagen zu benennen und festzulegen, mit welchen Leistungen die Unterauftrag- nehmenden betraut werden sollen.
	20.4. Die Bietenden haben vor Zuschlagserteilung nachzuweisen, dass den Unterauftragnehmenden die erforderlichen Mittel zur Erfüllung des Auftrags tatsächlich zur Verfügung stehen. Dies ist mit einer Verpflichtungserklärung durch die Bietenden sicherz...
	20.5. Die Bedarfsstelle hat sicherzustellen, dass die Unterauftragnehmenden ebenfalls die Nachweise für die Anforderungen der Bietendenvoraussetzungen aus Ziffer 18 erbringt.

	21. Einholung von Angeboten und Teilnahmeanträgen23F
	21.1. Die Angebotseinholung bzw. die Einholung von Teilnahmeanträgen ist grundsätzlich elektronisch über die städtische elektronische Vergabeplattform durchzuführen. Die Vergaben sind ab der geschätzten Auftragssumme von 25.000 € netto zwingend über d...
	21.2. Bei Verhandlungsvergaben, Beschränkten Ausschreibungen, Freihändigen Vergaben oder Direktaufträgen von Bauleistungen kann von der Zentralen Vergabestelle festgelegt werden, dass die Übermittlung postalisch zu erfolgen hat.
	21.3. Bei Beschränkten Ausschreibungen ohne Teilnahmewettbewerb oder Verhandlungsvergaben ohne Teilnahmewettbewerb von Dienst- und Lieferleistungen deren geschätzter Auftragswert 25.000 Euro netto nicht überschreitet, kann ebenfalls von der Zentralen ...
	21.4. Im Falle von Direktaufträgen kann die Angebotseinholung per E-Mailanhang erfolgen.
	21.5. Online-Beschaffungen sind ausschließlich bei seriösen25F  Internethändlern für Lieferleistungen bis zu einem geschätzten Auftragswert im Bereich des Direktauftrags möglich.
	21.6. Die Einholung von Angeboten und Teilnahmeanträgen darf aufgrund des Gleichbehandlungsgrundsatzes nicht auf mehrere Tage verteilt werden.

	22. Behandlung der Angebote und Teilnahmeanträge26F
	22.1. Elektronisch übermittelte Angebote und Teilnahmeanträge werden ausschließlich über die städtische Vergabeplattform entgegengenommen und bis zum Submissionstermin dort verschlüsselt aufbewahrt.
	22.2. Sofern abweichend die postalische Übermittlung von Angeboten und Teilnahmeanträgen zugelassen wurde, sind diese in einem fest verschlossenen besonders gekennzeichneten Umschlag von der Zentralen Vergabestelle entgegenzunehmen.
	22.3. Der Umschlag der Angebote ist mit Eingangsdatum und -uhrzeit, sowie mit der Paraphe des Annehmenden zu versehen.
	22.4. Die Angebote sind anschließend unverzüglich und ungeöffnet der Zentralen Vergabestelle zu übergeben.
	22.5. Die Zentrale Vergabestelle hat die Angebote ungeöffnet unter Verschluss sicher aufzubewahren.
	22.6. Wird ein Angebot irrtümlich bei Eingang geöffnet, ist es wieder unverzüglich zu verschließen. Auf dem Umschlag ist mit Datum, Uhrzeit und Unterschrift des Bediensteten, der das Angebot irrtümlich geöffnet hat, zu vermerken, dass das Angebot vers...

	23. Öffnung der Angebote (Submission)27F
	23.1. Die Angebotsöffnung führt die Zentrale Vergabestelle unter Berücksichtigung des Vieraugenprinzips unverzüglich nach Ablauf der Angebotsfrist durch.
	23.2. Sind im Rahmen einer Öffentlichen oder Beschränkten Ausschreibung von Bauleistungen auch schriftliche Angebote zugelassen, dürfen am Eröffnungstermin auch Bietende und/oder ihre Bevollmächtigten zugegen sein.
	23.3. Nach Abschluss der Öffnung von postalisch eingegangenen Angeboten sind diese durch die Zentrale Vergabestelle zu stanzen, so dass nachträgliche Änderungen und Ergänzungen nicht möglich sind.
	23.4. Bei der Angebotsöffnung im elektronischen Vergabeverfahren über die städtische e-Vergabeplattform müssen zwei Bedienstete der Stadt Wuppertal sich getrennt voneinander innerhalb der Angebotsöffnung mit ihren jeweiligen Zugangsdaten authentifizie...
	23.5. Über die Submission ist eine Niederschrift zu fertigen. Diese Niederschrift ist von den teilnehmenden Bediensteten zu unterzeichnen. Eine elektronische Unterzeichnung bei Anwendung der e-Vergabeplattform ist ausreichend.
	23.6. Die Zentrale Vergabestelle stellt bei Bauleistungen den Bietenden das Submissionsergebnis gemäß den Vorgaben des § 14 Abs. 6, des § 14a Abs. 7 VOB/A bzw. des § 14 Abs. 6 VOB/A-EU zur Verfügung.

	24. Prüfung der Angebote28F
	24.1. Bei allen Verfahren sind die eingegangenen Angebote dahingehend zu prüfen, ob diese formell, rechnerisch richtig und technisch den Anforderungen der Leistungsbeschreibung genügen und wirtschaftlich sind.
	24.2. Bei der formellen und rechnerischen Prüfung sind die Angebote durch die Zentrale Vergabestelle auf Vollständigkeit und rechnerische Richtigkeit zu prüfen.
	24.3. Leistungsbezogene Unterlagen dürfen nicht nachgefordert werden, wenn sie die Wirtschaftlichkeitsbewertung der Angebote anhand der Zuschlagskriterien betreffen und somit die Wertungsreihenfolge beeinflussen.
	24.4. Die Bedarfsstelle kann auf die Nachforderung von Unterlagen oder Preisangaben verzichten, wenn sie dies in der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen vorab so festgelegt hat.
	24.5. Besonderheiten bei der Prüfung von Bauleistungsangeboten
	24.6. Besonderheiten bei der Prüfung von Liefer- und Dienstleistungsangeboten
	24.7. Unangemessene Angebote
	24.8. Fachlich/technische Prüfung
	24.9. Abschließende Beurteilung
	24.10. Die Ergebnisse der formellen und rechnerischen Prüfung sind durch die Zentrale Vergabestelle zu dokumentieren und die Ergebnisse der technischen Prüfung sind durch die Bedarfsstelle zu dokumentieren.
	24.11. Bietende, deren Angebote ausgeschlossen worden sind oder die den Zuschlag nicht erhalten haben, sind unverzüglich durch die Bedarfsstelle zu unterrichten. Die Ausschlussschreiben sind zur Dokumentation zu nehmen.

	25. Urkalkulation29F
	25.1. Ab einer geschätzten Auftragssumme von 100.000 Euro netto sollte vor Auftragsvergabe vom künftigen Auftragnehmenden von Bauleistungen die Angebotskalkulation, die sogenannte Urkalkulation, in verschlossener Form angefordert werden.
	25.2. Die Urkalkulation ist zur Preisprüfung von Nachträgen sinnvoll. Über die Anforderung entscheidet die Bedarfsstelle nach Abstimmung mit der Zentralen Vergabestelle.
	25.3. Die Urkalkulation ist wie eine Wertsache zu behandeln. Die Bedarfsstelle hat die ordnungsgemäße Aufbewahrung und die fristgerechte Rückgabe sicherzustellen.

	26. Aufhebung des Vergabeverfahrens30F
	26.1. Führt die Prüfung und Wertung der Angebote zum Ergebnis, dass kein wirtschaftliches Angebot vorliegt oder dass kein Angebot den Bewerbungsbedingungen der Leistungsbeschreibung entspricht, ist das Vergabeverfahren aufzuheben.
	26.2. Die Entscheidung über die Aufhebung trifft die Bedarfsstelle gemeinsam mit der Zentralen Vergabestelle und unter Beteiligung der örtlichen Rechnungsprüfung.
	26.3. Die Entscheidung ist zu dokumentieren.
	26.4. Über die Aufhebung des Vergabeverfahrens sind die Bietenden unter Angabe der Gründe unverzüglich zu informieren. Die Unterrichtung erfolgt elektronisch über die städtische Vergabeplattform oder in Textform.

	27. Sicherheitsleistungen31F
	27.1. Als Sicherheitsleistungen sind grundsätzlich selbstschuldnerische Bürgschaften von in der Europäischen Gemeinschaft zugelassenen Kreditinstituten oder Kreditversicherern anerkannt.
	27.2. Auf Sicherheitsleistungen bei Bauleistungen soll ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn Mängel der Leistung voraussichtlich nicht eintreten werden. Bei Auftragsvergaben mit einem geschätzten Auftragswert unter 250.000 Euro netto ist auf Sic...
	27.3. Auf Sicherheitsleistungen bei Liefer- und Dienstaufträgen soll ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn davon auszugehen ist, dass die sach- und fristgerechte Durchführung der verlangten Leistung eintreten wird. Auf Sicherheitsleistungen soll...
	27.4. Die Sicherheit für die Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen bei Liefer-, Dienst- und Bauleistungen aus dem Vertrag soll fünf Prozent der Auftragssumme nicht überschreiten.
	27.5. Die Bedarfsstelle entscheidet in Abstimmung mit der Zentralen Vergabestelle, ob und in welcher Höhe Sicherheitsleistungen für die vertragsgemäße Auftragserfüllung und Gewährleistung erforderlich sind. Das Ergebnis ist in den Vergabeunterlagen zu...

	28. Vertragsstrafen32F
	28.1. Bei Vergaben von Bauleistungen sollte von der Möglichkeit Vertragsstrafen zu vereinbaren nur Gebrauch gemacht werden, wenn durch eine Fristüberschreitung erhebliche Nachteile entstehen.
	28.2. Die Strafe ist in angemessenen Grenzen zu halten.
	28.3. Die Bedarfsstelle entscheidet in Abstimmung mit der Zentralen Vergabestelle, ob und in welcher Höhe Vertragsstrafen zu vereinbaren sind und dokumentiert die Entscheidung.

	29. Auftragserteilung33F
	29.1. Der Auftrag ist durch die Bedarfsstelle grundsätzlich über die e-Plattform zu erteilen. Ist in begründeten Ausnahmefällen eine mündliche oder fernmündliche Auftragserteilung nicht zu vermeiden, ist diese aktenkundig zu machen. Dieser Vermerk ist...
	29.2. Bei der Beauftragung ist das Vieraugenprinzip zu beachten.
	29.3. Die Zeichnungsbefugnis ergibt sich aus den jeweils einschlägigen Regelungen über Zeichnungsbefugnisse der Stadtverwaltung bzw. der Sondervermögen.
	29.4. Sind aufgrund eines Aufklärungsgesprächs Klarstellungen zu einem Angebot erforderlich geworden, so ist dies im Zuschlagsschreiben darzustellen. Die Klarstellungen dürfen nicht im Widerspruch zu dem ausgeschriebenen Vertrag / Leistungsverzeichnis...
	29.5. Für die Erteilung von Aufträgen an Mitglieder des Rates, der Ausschüsse, der Bezirksvertretungen und leitende Dienstkräfte ist die Hauptsatzung zu beachten.

	30. Vergabevermerk34F
	30.1. Für jede Vergabe ist ein standardisierter Vergabevermerk anzufertigen.
	30.2. In diesem Vergabevermerk müssen die einzelnen Schritte des Verfahrens, die Maßnahmen, Feststellungen, Begründungen und Entscheidungen nachvollziehbar dokumentiert sein.
	30.3. Der Vergabevermerk ist begleitend zur Maßnahme durch die jeweils für den Verfahrensschritt zuständige Stelle fortlaufend fortzuschreiben und muss stets den aktuellen Stand des Vergabeverfahrens widerspiegeln. Die Zentrale Vergabestelle ist für d...
	30.4. Der Vergabevermerk ist bedeutsam für die Kontrolle durch die Nachprüfungsbehörden und bei Aufforderung diesen zu übermitteln.

	31. Bekanntmachungspflichten35F
	31.1. Im Unterschwellenbereich sind beabsichtigte Auftragsvergaben von Liefer-, Dienst- und Bauleistungen im Wege einer Beschränkten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb oder einer Verhandlungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb bzw. Freihändigen Verga...
	31.2. Beabsichtigte Vergaben oberhalb der EU-Schwellenwerte können mittels einer durch die Bedarfsstelle zu erstellenden Vorinformation von der Zentralen Vergabestelle bekannt gegeben werden. Die Vorinformation ist mit den von der EU- Kommission festg...
	31.3. Nachdem zu einem Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich der Zuschlag erteilt wurde, hat eine Bekanntmachung über den erteilten Auftrag von Liefer- und Dienstleistungen, die als Beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb oder als Verha...
	31.4. Nachdem zu einem Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich der Zuschlag erteilt wurde, hat eine Bekanntmachung über den erteilten Auftrag von Bauleistungen über www.wuppertal.de/rathaus-buergerservice/verwaltung/politik/ausschreibungen/ausschrei...
	31.5. Die Erteilung eines öffentlichen Auftrags zu einem Oberschwellenverfahren ist unverzüglich – spätestens 30 Kalendertage nach Auftragserteilung – bekannt zu machen. Die Vergabebekanntmachungen sind mit den von der EU-Kommission festgelegten Anfor...
	31.6. Die Bekanntmachungen werden von der Zentralen Vergabestelle durchgeführt.

	32. Unterrichtung der Bewerbenden und Bietenden36F
	32.1. Nach der Zuschlagserteilung von Liefer- und Dienstleistungen sowie von freiberuflichen Leistungen, des Abschlusses einer Rahmenvereinbarung oder der Aufhebung eines Vergabeverfahrens von Liefer- und Dienstleistungen sowie von freiberuflichen Lei...
	32.2. Die Bewerbenden und Bietenden, deren Angebote ausgeschlossen wurden oder deren Angebote nicht in die engere Wahl kommen, sind bei Vergaben von Bauleistungen im Unterschwellenbereich unverzüglich zu unterrichten. Die übrigen Bewerbenden und Biete...
	32.3. Bei Vergaben im Oberschwellenbereich sind die Bewerbenden und Bietenden unverzüglich über den Abschluss einer Rahmenvereinbarung, die Zuschlagserteilung oder die Zulassung zur Teilnahme an einem dynamischen Beschaffungssystem zu unterrichten.
	32.4. Bei Bauleistungen im Oberschwellenbereich darf ein Vertrag erst 15 Kalendertage nach Absendung der Zuschlagsinformation geschlossen werden.
	32.5. Sofern eine Auftragsbekanntmachung oder Vorabinformation veröffentlicht wurde, sind den Bewerbenden und Bietenden die Aufhebung oder die Neueinleitung eines Vergabeverfahrens nebst Gründen mitzuteilen.
	32.6. Zusätzlich sind alle Bewerbenden und Bietenden über den Verlauf und die Fortschritte der Verhandlungen und des wettbewerblichen Dialogs zu informieren.
	32.7. Die Zuständigkeit für die Unterrichtung der Bewerbenden und Bietenden ergibt sich aus der Anlage 3, Ziffer 4.

	33. Auftragsänderungen und Nachträge37F
	33.1. Bei Auftragsänderungen und -erweiterungen sowie Nachträgen ist grundsätzlich ein neues Vergabeverfahren durchzuführen, wenn:
	33.2. Änderungen können insbesondere als unwesentlich bewertet werden, wenn:
	33.3. Die Bedarfsstelle hat die fachliche und technische Notwendigkeit von Nachträgen und Auftragsänderungen zu prüfen, nachvollziehbar zu begründen und in den Vergabeunterlagen zu dokumentieren.
	33.4. Die vergaberechtlichen Zulässigkeiten von Nachträgen und Auftragsänderungen sind nach Maßgabe der Anlage 3, Ziffer 7.1 durch die Zentrale Vergabestelle zu prüfen und im Vergabevermerk zu dokumentieren.
	33.5. Erforderliche Änderungen und Ergänzungen sind in Textform zu erteilen und zu dokumentieren.
	33.6. Wesentliche Änderungen eines öffentlichen Auftrags ohne Durchführung eines neuen Vergabeverfahrens sind zulässig, wenn die Voraussetzungen des § 132 Abs. 2 GWB bei Vergaben im Oberschwellenbereich und i.V.m. § 47 UVgO bei Vergaben von Liefer- un...
	33.7. Der örtlichen Rechnungsprüfung sind vor Auftragserteilung die Unterlagen und Begründungen zu den Auftragsänderungen und Nachträgen zu melden.

	34. Beschaffungsmanagement (BM)38F
	34.1. Die Durchführung von UVgO/VgV-Vergabeverfahren über 25.000 € – ausgenommen Verfahren gem. § 50 UVgO – übernimmt das Beschaffungsmanagement (BM) für folgende Bereiche:
	34.2. Die Bedarfsstelle erstellt das Leistungsverzeichnis, ggf. mit vergaberechtlicher und betriebswirtschaftlicher Unterstützung des Beschaffungsmanagements. Das Beschaffungsmanagement berät die Bedarfsstelle bei der Erstellung der Vergabeunterlagen ...
	34.3. Die zeitliche Durchführung der Vergabeverfahren richtet sich nach dem Datum des Eingangs beim Beschaffungsmanagement, sowie Personalkapazität und Priorisierung durch das Beschaffungsmanagement. Die Durchführung von Vergabeverfahren ist beim Besc...
	34.4. Die Beschaffung gleichartiger Waren und Dienstleistungen, die regelmäßig von einer oder mehreren Bedarfsstellen der Stadtverwaltung benötigt werden und einen geschätzten Gesamtauftragswert von mindestens 25.000 € netto für die gesamte Vertragsla...
	34.5. Ausgenommen von der Regelung nach 34.4 sind:

	35. Abnahme41F
	35.1. Für die ordnungsgemäße Vertragserfüllung und Einhaltung der Fristen zur Anzeige und Geltendmachung von Mängeln ist die Bedarfsstelle verantwortlich. Ihr obliegt die Abnahme der Leistungen sowie die vollständige Vertragsabwicklung. Hierzu zählt i...
	35.2. Das Ergebnis der Prüfung ist in einem Abnahmeprotokoll festzuhalten. Beanstandungen sind im Abnahmeprotokoll anzugeben.
	35.3. Bei Beanstandungen, die im Abnahmeprotokoll aufgeführt sind, ist die anschließende Mängelverfolgung und –beseitigung zu dokumentieren. Eine erneute Abnahme ist gegebenenfalls erforderlich.
	35.4. Bei Baumaßnahmen ist eine förmliche Abnahme durchzuführen und eine Niederschrift zu erstellen. Ein Abnahmeprotokoll ist bei jedem abgewickelten Auftrag anzufertigen. Bei Beanstandungen, die im Abnahmeprotokoll aufgeführt sind, ist die anschließe...

	36. Auftragsabrechnung
	36.1. Alle von den Auftragnehmenden eingereichten Rechnungen werden von der Bedarfsstelle geprüft.
	36.2. Werden bei der Prüfung Änderungen gegenüber Forderungen vorgenommen, ist dies den Auftragnehmenden unverzüglich bekannt zu geben.
	36.3. Abschlagszahlungen werden nur auf schriftlichen Antrag der Auftragnehmenden in Höhe des Wertes der jeweils nachgewiesenen vertragsgemäßen Leistungen gewährt. Die vertragsgemäß erbrachten Leistungen sind durch prüfbare Aufstellungen und/oder Nach...
	36.4. Auftragnehmende von Bauleistungen sind durch die Bedarfsstelle über Schlusszahlungen mit Hinweis auf die Ausschlusswirkung schriftlich zu unterrichten.

	37. Gewährleistung
	37.1. Die Bedarfsstelle hat grundsätzlich spätestens einen Monat vor Ablauf der Gewährleistungsfrist eine Kontrolle zur Mängelfeststellung durchzuführen.
	37.2. Das Ergebnis ist in den Vergabeunterlagen zu dokumentieren.
	37.3. Werden bei der Kontrolle Mängel festgestellt, veranlasst die Bedarfsstelle die notwendigen Schritte zur Verwirklichung der Gewährleistungsansprüche.
	37.4. Bürgschaften sind bei ordnungsgemäßer Erfüllung zeitnah zurückzugeben.

	38. Geheimhaltung und Datenschutz
	38.1. Alle Beschäftigten der Stadt Wuppertal sowie der städtischen Sondervermögen sind zur Geheimhaltung über Inhalte aus Vergabeverfahren verpflichtet. Auch verwaltungsintern dürfen Informationen nur insoweit weitergegeben werden, als dies zur Abwick...
	38.2. Bei Bauleistungen erhalten nur die bei formalen Verfahren beteiligten Bietenden Auskünfte zum Submissionsergebnis. Ansonsten dürfen bei Bau-, Liefer- und Dienstleistungen keine Ergebnisse mitgeteilt werden, auch nicht an Herstellungs- oder Liefe...
	38.3. Dritte erhalten nur Informationen, soweit hierzu eine gesetzliche Verpflichtung besteht. Dabei sind Dienst- oder Geschäftsgeheimnisse zu wahren sowie datenschutzrechtliche Bestimmungen zu beachten.
	38.4. Während des gesamten Vergabeverfahrens sind alle Daten und Informationen der Bietenden und Teilnehmenden vertraulich zu behandeln. Daten und Informationen, insbesondere personenbezogene, sind nach Abschluss des Vergabeverfahrens zu löschen, sowe...

	39. Rechtliche Wirkung
	40. Beteiligung der örtlichen Rechnungsprüfung
	40.1. Die Beteiligung der örtlichen Rechnungsprüfung zwecks Prüfung von Vergabeverfahren der Stadt Wuppertal richtet sich nach dem 10. Teil der GO NRW, der Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Wuppertal, dieser Dienstanweisung sowie der von der örtliche...
	40.2. Die örtliche Rechnungsprüfung erhält mit dem Anlegen des Verfahrens auf der elektronischen Vergabeplattform einen Zugang zum Verfahren. Damit kann sich die örtliche Rechnungsprüfung über die beabsichtigten Ausschreibungen, die Submissionstermine...
	40.3. Der örtliche Rechnungsprüfung wird bereits präventiv die Fertigstellung der Leistungsverzeichnisse bzw. der Leistungsbeschreibungen vor der Auftragsbekanntmachung (Veröffentlichung der Ausschreibung) gemeldet.43F
	40.4. Der örtlichen Rechnungsprüfung ist auf Wunsch die Teilnahme an (Er-)Öffnungsterminen zu ermöglichen.
	40.5. Zur Prüfung der Vergaben sind der örtlichen Rechnungsprüfung die vollständigen Vergabeunterlagen, bestehend aus der Vergabeakte und dem Vergabevermerk einschließlich der nicht berücksichtigten Angebote zur Verfügung zu stellen. Falls es sich um ...
	40.6. Die örtliche Rechnungsprüfung wird vor der Erteilung des Zuschlags beteiligt.44F
	40.7. Direktaufträge mit Fördermittelbezug sind der örtlichen Rechnungsprüfung vor der Auftragserteilung zu melden.
	40.8. Vor der Beauftragung eines Nachtrags oder einer Auftragsänderung sind diese der örtlichen Rechnungsprüfung zu melden. Dies gilt, sofern die Änderung mehr als zehn Prozent des Ursprungsauftrags oder mehr als 5.000 Euro netto ausmacht. Bei mehrere...
	40.9. Die Entscheidung über die Aufhebung eines Vergabeverfahrens ist vor der Aufhebung der örtlichen Rechnungsprüfung zu melden.
	40.10. Die Unterlagen sind so rechtzeitig und vollständig zur Verfügung zu stellen, dass der örtlichen Rechnungsprüfung eine sachgerechte Prüfung ermöglicht wird.
	40.11. Werden bei der Vergabe und/oder Ausführung von Leistungen Verfehlungen i.S.v. § 3 KorruptionsbG NRW bekannt, so sind diese unverzüglich der örtlichen Rechnungsprüfung anzuzeigen.
	40.12. Vergaberügen bzw. -beschwerden sind der örtlichen Rechnungsprüfung unverzüglich anzuzeigen.
	40.13. Schlussrechnungen von Bauleistungen sind der örtlichen Rechnungsprüfung vor der Leistung der Schlusszahlung vorzulegen. 45F
	40.14. Die örtliche Rechnungsprüfung ist über die geplante Abnahme von Baumaßnahmen zu informieren. Ihr ist auf Wunsch die Teilnahme an den Terminen zu ermöglichen. 46F

	41. Inkrafttreten
	41.1. Diese Dienstanweisung tritt am 01.01.2025 in Kraft.
	41.2. Die bisherige „Dienstanweisung Vergaben“ vom 31.03.2020 tritt mit Ablauf des 31.12.2024 außer Kraft.
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